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In der Anlage 1 übersende ich den von der Bundesregierung be-
schlossenen 

Entwurf eines Wohnraummangelgesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes-
tages herbeizuführen. 

Zuständig ist der Bundesminister für Wohnungsbau. 

Der Deutsche Bundesrat hat zu der Vorlage gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes in seiner Sitzung am 16. Februar 1951 
Stellung genommen und die Änderungen in Anlage 2 vorgeschlagen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor-
schlägen des Bundesrates ergibt sich aus Anlage 3. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 



Anlag. 1 

Entwurf eines Wohnraummangelgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun-
desrates unter vorübergehender Einschränkung des 
Grundrechts der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 des Grundgesetzes) das folgende Ge-
setz beschlossen: 

I. Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1  
Wohnraumbewirtschaftung und Wohnungs

-

behörden 

Soweit Wohnraum im Hinblick auf den gegen-
wärtigen Wohnungsmangel der öffentlichen Be-
wirtschaftung unterliegt, gelten die Vorschriften 
dieses Gesetzes. Die Wohnraumbewirtschaftung ist 
eine staatliche Aufgabe. Sie wird durch Wohnungs-
behörden ausgeübt. 

§ 2 

Gegenstand der Wohnraumbewirtschaftung 

(1) Der Wohnraumbewirtschaftung unterliegen 
Räume, die zu Wohnzwecken geeignet und be-
stimmt sind (Wohnungen und Wohnräume). 

(2) Die Wohnraumbewirtschaftung erstreckt 
sich auf die zu einer Wohnung gehörenden oder 
zu ihrer Benutzung erforderlichen Nebenräume, 
Flächen und Anlagen. 

(3) Räume, die zu Wohnzwecken nicht be-
stimmt, aber dazu geeignet und für den Ver-
fügungsberechtigten nicht nur vorübergehend ent-
behrlich sind, können durch Anordnung der Woh-
nungsbehörden der Wohnraumbewirtschaftung, 
unterworfen werden; dies gilt nicht für Räume, 
die nach .dem 31. Dezember 1949 fertiggestellt 
worden sind. Ist der Verfügungsberechtigte nicht 
Grundstückseigentümer oder ein ihm gleichstehen-
der dinglich Berechtigter, so sind deren berechtigte 
Interessen mit zu berücksichtigen. Auf die hier-
nach der Wohnraumbewirtschaftung unterworfe-
nen Räume finden die für Wohnraum geltenden 
Vorschriften entsprechende Anwendung. 

(4) Bestehende und künftige landesrechtliche 
Vorschriften, nach denen zur Beseitigung von be-
sonderen Notständen auch andere zur Unterbrin-
gung von Personen geeignete Räume vorüber

-

gehend in Anspruch genommen werden können, 
bleiben unberührt. 

§ 3 

Wohnungen 

Die Vorschriften dieses Gesetzes über Wohnun-
gen finden auch Anwendung auf einen einzelnen 
Wohnraum oder eine Mehrheit von Wohnräumen, 
wenn darin eine Person oder mehrere Personen 
gemeinschaftlich ihr häusliches Leben führen oder 
führen sollen. 

§ 4 

Befreiung von der Wohnraumbewirtschaftung 

(1) Auf frei finanzierte Wohnungen im Sinne 
der §§ 23, 28 des Ersten Wohnungsbaugesetzes 
findet dieses Gesetz keine Anwendung; das gleiche 
gilt mit Ausnahme der §§ 9 Absatz 3 und 18 Ab-
satz 3 dieses Gesetzes für steuerbegünstigte Woh-
nungen. Im übrigen bleiben die §§ 22 bis 25, 28 
des Ersten Wohnungsbaugesetzes unberührt. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung Vorschriften darüber zu erlas-
sen, daß die Wohnraumbewirtschaftung auch für 
anderen Wohnraum als steuerbegünstigte und frei 
finanzierte Wohnungen im Sinne der §§ 23, 28 
des Ersten Wohnungsbaugesetzes sowie für son-
stige Räume im Sinne des § 2 Absatz 3 dieses Ge-
setzes ganz oder teilweise aufgehoben oder ge-
lockert wird, 
a) wenn die Wohnraumbewirtschaftung sich wegen 

der Höhe des preisrechtlich zulässigen Miet-
zinses, der Größe oder der Zweckbestimmung 
der Räume erübrigt oder nicht mehr angezeigt 
ist,  

b) wenn die Freistellung oder Lockerung der 
Schaffung neuen Wohnraums dient. 
Soweit die Bundesregierung von dieser Ermäch-

tigung keinen Gebrauch macht, können die Lan-
desregierungen durch Rechtsverordnung entspre-
chende Vorschriften erlassen. 

§ 5 

Aufgaben der Wohnraumbewirtschaftung 

Die Raumbewirtschaftung umfaßt: 
a) Die Feststellung des Wohnraumbestandes und 



die Aufzeichnung der Wohnungsuchenden 
(§§ 6, 7), 

b) die Zuteilung von Wohnraum (§§ 8 bis 17), 

c) Maßnahmen zur Verhinderung der Zweck-
entfremdung von Wohnraum, zur Rückfüh-
rung zweckentfremdeten Wohnraums und zum 
Freimachen zweckbestimmter Räume (§§ 18 
bis 20), 

d) Maßnahmen zur Erhaltung und Vermehrung 
von Wohnraum (§§ 21 bis 24). 

II. Abschnitt 

Feststellung des Wohnraumbestandes und 
Aufzeichnung der Wohnungsuchenden 

§ 6 

Feststellung des Wohnraumbestandes 

(1) Die Wohnungsbehörden sollen Aufzeichnun-
gen über den Wohnraumbestand führen und auf 
dem laufenden halten. 

(2) Verfügungsberechtigte, Rauminhaber und 
ihre Beauftragten sind verpflichtet, 

a) auf Verlangen der Wohnungsbehörden Form-
blätter für die Wohnraumbestandsaufnahme 
wahrheitsgemäß auszufüllen und über Räume 
aller Art, ihre Verwendung und die sie be-
treffenden Rechtsverhältnisse Auskunft zu er-
teilen, 

b) Beauftragten der Wohnungsbehörden und Woh-
nungsuchenden, die sich durch eine besondere 
behördliche Bescheinigung ausweisen, die Be-
sichtigung von Räumen und der dazu gehöri-
gen Flächen und Anlagen an den Werktagen 
von 9 bis 18 Uhr zu gestatten. 
(3) Verfügungsberechtigte und ihre Beauftragten 

sind verpflichtet, der Wohnungsbehörde binnen 
einer Woche anzuzeigen, wenn eine Wohnung frei 
oder bezugsfertig wird, oder wenn die Belegung 
einer Wohnung sich nicht nur vorübergehend ver-
ringert. Ist ein anderer Verfügungsberechtigter 
nicht vorhanden, so ist der Grundstückseigentümer 
oder der ihm gleichstehende dinglich Berechtigte 
zu der Anzeige verpflichtet. 

§ 7 

Aufzeichnung der Wohnungsuchenden 

Die Wohnungsbehörden haben Vormerkungs-
listen zu führen und Wohnungsuchende auf An

-

trag einzutragen. 

III. Abschnitt 

Zuteilung von Wohnraum 

§ 8 

Gegenstand der Zuteilung 

(1) Die Wohnungsbehörden haben freien Wohn-
raum und die zu einer Wohnung gehörenden 
Nebenräume, Flächen und Anlagen nach Maßgabe 
der §§ 10, 11 zuzuteilen. 

(2) Gehören zu einer Wohnung nicht die zu 
ihrer Benutzung erforderlichen Nebenräume, 
Flächen und Anlagen, so können sie von einer 
anderen Wohnung zur Benutzung oder Mit-
benutzung zugeteilt werden, wenn es dem darüber 
Verfügungsberechtigten zugemutet werden kann. 

§ 9 

Freier Wohnraum 

(1) Wohnraum gilt als frei, 
a) wenn er nicht bewohnt wird, es sei denn, daß 

der Inhaber ein dringendes berechtigtes Inter-
esse hat, ihn zu behalten, 

b) wenn der Inhaber nach privatem oder öffent-
lichem Recht nicht zum Besitz berechtigt ist. 

(2) Ferner gelten überschüssige Räume unter-
belegter Wohnungen als frei. Eine Wohnung gilt 
als unterbelegt, wenn der Verfügungsberechtigte 
mehr Räume inne hat, als ihm nach seinen persön-
lichen, familiären und beruflichen Bedürfnissen 
unter Berücksichtigung der Wohndichte zugestan-
den werden kann. Dabei sind die Wohnverhält-
nisse der Gemeinde maßgebend, soweit die Länder 
nicht bestimmen, daß die Wohnverhältnisse eines 
größeren Bezirks maßgebend sind. § 5 Absatz 2 
des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für Heim-
kehrer (Heimkehrergesetz) vom 19. Juni 1950 
(BGBl. S. 221) bleibt unberührt. 

(3) Von mehreren Wohnungen gelten vor-
behaltlich des Absatzes 4 alle his auf eine vom 
Verfügungsberechtigten, nach fruchtlosem Ablauf 
einer ihm gesetzten angemessenen Frist von der 
Wohnungsbehörde zu bestimmende als frei, es sei 
denn, daß der Verfügungsberechtigte ein dringen-
des berechtigtes Interesse hat, sie zu behalten. Hier-
bei sind auch nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bezugsfertig gewordene steuerbegünstigte Woh-
nungen im Sinne des Ersten Wohnungsbaugesetzes 
mit zu zahlen. Wird eine hiernach als frei geltende 
steuerbegünstigte Wohnung nicht binnen einer von 
der Wohnungsbehörde zu bestimmenden ange-
messenen Frist einem Wohnungsuchenden zur Be-
nutzung überlassen, so unterliegt sie der Zuteilung. 
Bei späterem Freiwerden ist ebenso zu verfahren. 



(4) Die Landesregierungen können durch Rechts-
verordnung bestimmen, daß im Falle der Be-
schlagnahme von Wohnraum ,der dafür zugeteilte 
Ersatzwohnraum als frei gilt, wenn die Beschlag-
nahme aufgehoben wird und der Verfügungs-
berechtigte in den früheren Wohnraum zurück-
kehren kann. 

§ 10 

Richtlinien für die Berücksichtigung der 
Wohnungsuchenden bei der Zuteilung 

(1) Bei der Zuteilung soll Wohnraum zunächst 
in der Regel dem Grundstückseigentümer oder 
ihm gleichstehenden dinglich Berechtigten zur Be-
nutzung überlassen werden, wenn dadurch ander-
weitiger Wohnraum frei wird. Im übrigen sind 
die Wohnungsuchenden nach der Dringlichkeit 
ihrer Bewerbung und nach der zeitlichen Reihen-
folge der Vormerkungen zu berücksichtigen. 
Die Dringlichkeit einer Bewerbung richtet sich 
außer nach den persönlichen Verhältnissen 
des Wohnungsuchenden auch nach den volks-
wirtschaftlichen Bedürfnissen. Insbesondere sind 
Wohnungsuchende in der Nähe ihrer Arbeits-
stätte oder an Orten unterzubringen, die ihnen 
Arbeitsmöglichkeiten bieten. Ferner ist das rechts-
staatliche Interesse an der Vollstreckung gericht-
licher Räumungstitel zu berücksichtigen. 

(2) Die Länder können im Wege der Gesetz-
gebung Vorschriften über die Bevorzugung be-
stimmter Personengruppen erlassen. Hierbei bleibt 
§ 5 Absatz 1 des Heimkehrergesetzes unberührt. 

§ 11 

Vorschlagsrecht bei zweckbestimmtem Wohnraum 

(1) Zweckbestimmter Wohnraum ist nach dem 
der Zweckbestimmung entsprechenden Vorschlag 
des Verfügungsberechtigten zuzuteilen, oder es ist 
nach seinem Vorschlag die Benutzung zu genehmi-
gen. Macht der Verfügungsberechtigte innerhalb 
einer angemessenen Frist keinen Vorschlag, so kann 
der Wohnraum nach Maßgabe des § 10 zugeteilt 
werden. Dabei soll die Zweckbestimmung des 
Wohnraums berücksichtigt werden. Auch bei der 
Zuteilung überschüssiger Räume unterbelegter 
zweckbestimmter Wohnungen soll hierauf Rück-
sicht genommen werden. 

(2) Als zweckbestimmter Wohnraum sind ins-
besondere anzusehen: Dienstwohnungen, sonstige 
für Verwaltungsangehörige bestimmte Wohnun-
gen, werkseigene und werksgeförderte Betriebs-
wohnungen, für ,den Heimstätter bestimmte Woh-
nungen in Reichsheimstätten, für den Kleinsiedler 
bestimmte Wohnungen in öffentlich geförderten 
Kleinsiedlungen, Wohnungen in Gebäuden von 
Genossenschaften, die satzungsgemäß Wohnungen 

nur an Mitglieder vergeben dürfen, und Wohnun

-

gen auf Grundstücken mit land- oder forstwirt

-

schaftlichen oder gewerblichen Betrieben, die für 
den Betriebsinhaber oder Betriebsleiter bestimmt 
sind. 

(3) Auf Wohnraum, der bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bereits bezugsfertig aber noch nicht 
zweckbestimmt ist, finden die Absätze 1 und 2 
nur Anwendung, wenn die Wohnungsbehörden die 
Zweckbestimmung genehmigen. 

§ 12 

Räumungsanordnung 
Die Wohnungsbehörden können verlangen, daß 

Verfügungsberechtigte und Rauminhaber zuteil

-

baren Raum und sonstige Gegenstände der Zu-
teilung (§ 8) zur Benutzung (Mitbenutzung) durch 
Wohnungsuchende bereit machen (Räumungs-
anordnung). Die Entfernung aller oder einzelner 
Einrichtungsgegenstände kann nicht verlangt 
werden, wenn die wirtschaftliche Lebensgrundlage 
der Verfügungsberechtigten dadurch gefährdet 
wird. 

§ 13 

Zuweisung von Wohnungsuchenden 

(1) Die Wohnungsbehörden können verlangen, 
daß der Verfügungsberechtigte mit einem von 
mehreren zur Auswahl benannten Wohnung-
suchenden binnen einer angemessenen Frist ein 
Rechtsverhältnis vereinbart, das den Wohnung-
suchenden zur Benutzung des Wohnraums und 
zur Benutzung oder Mitbenutzung von Neben-
räumen, Flächen und Anlagen berechtigt (Zu

-

weisung). Wenn nach den Richtlinien des § 10 
Wohnraum im Falle besonderer Dringlichkeit 
einem bestimmten Wohnungsuchenden zuzuteilen 
ist, kann von der Einräumung eines Auswahl-
rechts abgesehen werden. Die Wohnungsbehörden 
dürfen Wohnungsuchende nur zuweisen, wenn sie 
nach vorangegangener Prüfung annehmen können, 
daß diese in der Lage und bereit sind, die ver-
traglichen Verpflichtungen zu erfüllen, insbeson-
dere den preisrechtlich zulässigen Mietzins zu 
zahlen, oder wenn die Zahlung des Mietzinses in 
sonstiger Weise gewährleistet ist. 

(2) Die Zuweisung kann aus besonderen Grün-
den bedingt oder befristet ergehen. Ist die Zu-
weisung befristet, so erlischt das auf Grund der 
Zuweisung abgeschlossene oder verfügte Rechts-
verhältnis mit Ablauf dieses Zeitraumes; in diesem 
Falle finden die Vorschriften des § 1 Absatz 2 
und ,des § 49 des Mieterschutzgesetzes keine An-
wendung. 



(3) Die Zuweisung soll bei Wohnraum, der 
überlicherweise von dem Grundstückseigentümer 
oder dem ihm gleichstehenden dinglich Berechtig-
ten vermietet wird, an diesen, im übrigen an den 
sonstigen Verfügungsberechtigten (Hauptmieter) 
gerichtet werden. 

(4) Die Zuweisung soll binnen zwei Wochen nach 
der Anzeige vom Freiwerden des  Wohnraums 
oder nach der Räumungsanordnung erfolgen. 

§ 14 
Mietverfügung 

(1) Kommt entgegen der Zuweisung zwischen 
dem Verfügungsberechtigten und einem Zuge-
wiesenen ein Vertrag über den Wohnraum nicht 
fristgemäß zustande, so kann die Wohnungs-
behörde auf Antrag eines Beteiligten eine Ver-
fügung erlassen, welche die Wirkung eines Miet-
vertrages hat (Mietverfügung). In die Verfügung 
sind die wesentlichen Bestandteile eines Miet-
vertrages und auf Antrag eines Beteiligten die 
üblichen und nach Lage des Einzelfalles gebotenen 
Bedingungen aufzunehmen. Die Höhe des Miet-
zinses richtet sich nach den für die Festsetzung 
von Mietpreisen geltenden Vorschriften. Die Fest-
setzung des Mietzinses kann den Preisbehörden im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit vorbehalten werden. 
Vor Erlaß der Mietverfügung sind die  Beteiligten 
zu hören. 

(2) Ist die Unterbringung von Zugewiesenen so 
dringend, daß die endgültige Regelung nicht ab-
gewartet werden kann, so kann eine vorläufige 
Mietverfügung ohne Anhören der Beteiligten er-
gehen. Die vorläufige Mietverfügung wird  end-
gültig, falls nicht einer der Beteiligten binnen drei 
Monaten nach Erlaß der vorläufigen Mietverfü-
gung eine Änderung oder Ergänzung beantragt. 

§ 15 
Wirkung neuer Rechtsverhältnisse 
auf frühere Rechtsverhältnisse 

Rechte, die einem gemäß Zuweisung oder durch 
Mietverfügung begründeten Rechtsverhältnis ent-
gegenstehen, können nicht ausgeübt werden. 

§ 16 
Besitzeinweisung 

Die Wohnungsbehörden können den Zugewie-
senen in den Besitz der zugeteilten Räume, Flä-
chen und Anlagen entsprechend dem Vertrag oder 
der Mietverfügung (§ 14) einweisen. 

§ 17 
Benutzungsgenehmigung 

(1) Wohnraum darf, wenn er nicht nach §§ 13, 
14 zugeteilt wird, nur mit Genehmigung der Woh

-

nungsbehörden für Daucrwohnzwecke in Be-
nutzung genommen oder zur Benutzung über-
lassen werden. Dies gilt nicht für die Mit-
benutzung von Wohnungen, es sei denn, daß eine 
Räumungsanordnung (§ 12) entgegensteht. 
(2) Wollen Benutzungsberechtigte ihre Wohnun

-

en innerhalb des Bundesgebietes tauschen, so darf 
die Genehmigung nur aus wichtigen wohnungs-
wirtschaftlichen Gründen versagt werden. 

(3) Verträge, die Untermietern oder anderen 
Wohnungsbenutzern die Rechtsstellung eines 
Hauptmieters einräumen, bedürfen der Genehmi-
gung der Wohnungsbehörden. 

IV. Abschnitt 
Zweckentfremdung von Wohnraum und 
Freimachen zweckbestimmter Räume 

§ 18 
Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum 
(1)Wohnraum darf unbeschadet des Absatzes 2 

anderen als Wohnzwecken nur mit Genehmigung 
der Wohnungsbehörde zugeführt werden. Die 
Genehmigung kann befristet, bedingt oder unter 
Auflagen erteilt werden. Ist die Wirksamkeit der 
Genehmigung erloschen, so ist der Raum wieder 
als Wohnraum zu behandeln. 

(2) Wohnraum kann Wohnungsuchenden und 
Wohnungsinhabern als Teil einer Wohnung auch 
für andere als Wohnzwecke zugeteilt werden. Die 
Zuweisung kann insoweit befristet, bedingt oder 
unter Auflagen ergehen. 

(3) Absatz 1 gilt auch für steuerbegünstigte 
Wohnungen im Sinne des Ersten Wohnungsbau-
gesetzes, soweit mehr als die Hälfte der Wohnfläche 
zu  anderen als Wohnzwecken dienen soll. Wird 
der ohne Genehmigung zweckentfremdete Wohn-
raum nicht binnen einer von der Wohnungs-
behörde zu bestimmenden angemessenen Frist 
wieder Wohnzwecken zugeführt, so kann er durch 
Anordnung der Wohnungsbehörde der Wohn-
raumbewirtschaftung unterworfen werden. 

§ 19  
Rückführung zweckentfremdeten Wohnraums 
Die Wohnungsbehörden können anordnen, daß 

Wohnraum, der nach dem 31. August 1939 an-
deren Zwecken zugeführt worden ist, wieder 
Wohnzwecken zugeführt wird, wenn die wirt-
schaftliche Lebensgrundlage des Verfügungsberech-
tigten dadurch nicht gefährdet wird. 

§ 20 
Freimachen zweckbestimmter Räume 

(1) Die Wohnungsbehörden können einen Woh-
nungswechsel anordnen, 



a) wenn zweckbestimmter Wohnraum (§ 11) 
zweckwidrig belegt ist, 

b) wenn für Dauerwohnzwecke nicht bestimmter 
Raum entgegen seiner Zweckbestimmung be-
wohnt wird. 
(2) Die Durchführung des Wohnungswechsels 

darf nur angeordnet werden, wenn die Betroffe-
nen innerhalb der Gemeinde anderweitig ange-
messen untergebracht werden. 

(3) Rechte, die der Anordnung des Wohnungs-
wechsels entgegenstehen, können nicht ausgeübt 
werden; sie erlöschen mit dem Zeitpunkt, in dem 
die Anordnung der Durchführung des Wohnungs-
wechsels unanfechtbar geworden ist. Ein Vollzug 
des Wohnungswechsels ist erst zulässig, wenn die 
Anordnung des Wohnungswechsels unanfechtbar 
geworden ist. 

(4) Die Wohnungsbehörden haben die Anord-
nung der Durchführung des Wohnungswechsels 
davon abhängig zu machen, daß der Begünstigte 
dem vom Wohnungswechsel Betroffenen die Um-
zugskosten im voraus bezahlt oder zu seinen 
Gunsten hinterlegt. 

V. Abschnitt 

Maßnahmen zur Erhaltung 
und Vermehrung von Wohnraum 

§ 21 

Verbot baulicher Veränderungen 

(1) Wohnraum darf ohne Genehmigung der 
Wohnungsbehörden nicht derart verändert wer-
den, daß seine bisherige Brauchbarkeit für Wohn-
zwecke beeinträchtigt wird. Die Genehmigung ist 
zu erteilen, wenn der Verfügungsberechtigte an 
der Änderung ein überwiegendes berechtigtes 
Interesse hat. 

(2) Wer der Vorschrift des Absatzes 1 Satz 1 zu-
widerhandelt, hat auf Verlangen der Wohnungs-
behörde auf seine Kosten die frühere Brauchbar-
keit wieder herzustellen. Kommt er dem Ver-
langen nicht nach, so kann die Wohnungsbehörde 
die Arbeiten auf Kosten des Verpflichteten aus-
führen oder ausführen lassen. 

§ 22 

Anordnung baulicher Maßnahmen 

(1) Grundstückseigentümer oder ihnen gleich-
stehende dinglich Berechtigte haben auf Verlangen 
der Wohnungsbehörden zur Erhaltung von Wohn-
raum Instandsetzungen auszuführen, soweit der 
Aufwand nach der gegenwärtigen Miete des Ge-
bäudes im Rahmen eines ordnungsmäßigen Wirt-
schaftsplanes zumutbar ist. 

(2) Grundgstückseigentümer oder ihnen gleich-
stehende dinglich Berechtigte haben auf Verlangen 
der Wohnungsbehörden die baulichen Maßnahmen 
durchzuführen, durch die Wohnungen und ein-
zelne Wohnräume im Sinne der §§ 16, 28 des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes durch Ausbau von 
Dachgeschossen geschaffen werden, wenn der Auf-
wand durch Gewährung öffentlicher Mittel im 
Sinne des § 3 Absatz 1 des Ersten Wohnungsbau-
gesetzes zumutbar wird. 

(3) Kommt der Verpflichtete dem Verlangen 
nicht nach, so können die Wohnungsbehörden die 
Arbeiten ausführen oder ausführen lassen. Der 
Verpflichtete hat der Wohnungsbehörde die auf-
gewandten Kosten, im Falle des Absatzes 2, soweit 
sie nach der erzielten Miete wirtschaftlich zumut-
bar sind, zu ersetzen. 

(4) Mit Verfügungen nach den Absätzen 1 bis 3 
kann die Zuweisung von Wohnungsuchenden ver-
bunden werden. 

§ 23 

Duldungspflicht 
Personen, die durch Verfügungen nach §§ 21, 

22 beeinträchtigt werden, haben die angeordneten 
Maßnahmen zu dulden, soweit es ihnen zugemutet 
werden kann. 

§ 24 
Wohnungsräumung zur Vornahme 

baulicher Maßnahmen 

(1) Die Wohnungsbehörden können eine vor-
übergehende Räumung von Wohnraum in den 
Fällen des § 21 Absatz 2 und des § 22 anordnen, 
wenn die Maßnahmen ohne eine Räumung nicht 
durchgeführt werden können oder in einem un-
zumutbaren Maße erschwert würden und die 
Räumung dem Betroffenen zugemutet werden 
kann. 

(2) Absatz 1 findet für den Wiederaufbau eines 
zerstörten' und für die Wiederherstellung eines 
beschädigten Gebäudes entsprechende Anwendung. 
In diesem Falle kann auch ein Wohnungswechsel 
angeordnet werden; die Vorschriften des § 20 Ab-
sätze 2 und 3 Satz 1 und Absatz 4 finden hierauf 
entsprechende Anwendung. 

VI. Abschnitt 

Vollzug, Verhältnis der Wohnungsbehörden zu 
den Gerichten und Strafvorschriften 

§ 25 

Verwaltungszwang 

Verfügungen der Wohnungsbehörden können 
im Wege des Verwaltungszwangs vollzogen wer- 



den; insbesondere können Wohnungsbehörden 
Wohnraum, den ein Nichtberechtigter inne hat, 
zwangsweise frei machen, die Besitzeinweisung 
Wohnungsuchender und die Entfernung von Ein-
richtungsgegenständen durchführen. 

§ 26 

Verhältnis der Wohnungsbehörden zu den 
ordentlichen Gerichten 

Maßnahmen der Wohnungsbehörden, die dem 
Sinne eines rechtskräftigen oder vorläufig voll-
sreckbaren gerichtlichen Urteils zuwiderlaufen, 
sind nicht zulässig. 

§ 27 

Strafvorschriften 

(1) Mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer vorsätzlich entgegen 
dem § 21 Wohnraum ohne Genehmigung der 
Wohungsbehörde derart verändert, daß seine bis-
herige Brauchbarkeit für Wohnzwecke beeinträch-
tigt wird. Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag 
der Wohnungsbehörde ein; die Zurücknahme des 
Antrages ist zulässig. 

(2) Mit Geldbuße bis zu 1000,— DM, im Falle 
des Buchstaben c bis zu 150,— DM kann belegt 
werden, wer vorsätzlich 
a) entgegen dem § 17 Wohnraum ohne Genehmi-

gung der Wohnungsbehörde für Dauerwohn
-

zwecke in Benutzung nimmt oder zur Be-
nutzung überläßt; 

b) entgegen dem § 18 Wohnraum ohne Genehmi-
gung der Wohnungsbehörde für andere als 
Wohnzwecke verwendet oder überläßt; 

c) als Verfügungsberechtigter, Rauminhaber oder 
Beauftragter den ihm nach § 6 Absätze 2 und 3 
obliegenden Pflichten zuwiderhandelt. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 sind die Vor-
schriften des § 22 Absatz 2 Satz 2, der §§ 27, 28, 
29 Absatz 2, der §§ 30 bis 32 des Wirtschafts-
strafgesetzes vom 26. Juli 1949 (WiGBl. S. 193) 
in der Fassung des Gesetzes vom 29. März 1950 
(BGBl. S. 78) sinngemäß anzuwenden. Für das 
Verfahren gelten die Vorschriften des § 55 Ab-
satz 1, des § 57 und der §§ 66 bis 101 des Wirt-
schaftsstrafgesetzes sinngemäß. 

VII. Abschnitt 

Schlußvorschriften 

§ 28 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 	 1951 in Kraft. 
(2) Die auf Grund des Kontrollratsgesetzes 

Nr. 18 (Wohnungsgesetz) ergangenen Vorschriften 
bleiben bis zu ihrer Aufhebung in Kraft, soweit 
sie diesem Gesetz nicht widersprechen. 



Begründung 

Allgemeines 

Die Rechtsgrundlage für die öffentliche Bewirt-
schaftung von Wohnraum bildet innerhalb der 
Bundesrepublik bisher das Gesetz Nr. 18 des Kon-
trollrats (Wohnungsgesetz). Durch ein Gesetz der 
Alliierten Hohen Kommission vom 15. juni 1950 
ist es kürzlich dahin geändert worden, daß Ar-
tikel XI nicht mehr anzuwenden ist. 
Zur Durchführung des Wohnungsgesetzes sind in 
den Ländern Landes-Wohnungsgesetze oder Durch-
führungsverordnungen erlassen, zum Teil auch nur 
Verwaltungsanordnungen. Darüber hinaus sind 
auch örtliche oder bezirkliche Anordnungen er-
gangen. Die Bewirtschaftung von Wohnraum, der 
nach dem 31. Dezember 1949 bezugsfertig ge-
worden ist, ist bundesrechtlich durch Vorschriften 
des Ersten Wohnungsbaugesetzes geregelt, das 
ändernd und ergänzend neben das Wohnungsgesetz 
getreten ist. Außerdem enthält das Gesetz über 
Hilfsmaßnahmen für Heimkehrer vom 19. Juni 
1950 (BGBl. S. 221) Wohnraumbewirtschaftungs-
vorschriften. 
Auch soweit das Wohnungsgesetz noch in Geltung 
ist, sind einzelne Vorschriften durch die Änderung 
der staatsrechtlichen Verhältnisse infolge des 
Grundgesetzes und des Besatzungsstatuts überholt 
und gegenstandslos geworden. Das gilt z. B. von 
Artikel I Absatz 4, Artikel II Absatz 1 Buch-
stabe b, Artikel IV, Artikel VIII Absatz 1 Buch-
stabe c und Artikel X. Das Wohnungsgesetz ent-
hält weiter Lücken für die Rechtsanwendung oder 
Vorschriften, die der deutschen Verwaltungsübung 
nicht gerecht werden. Auch ist zu berücksichtigen, 
daß sich seit dem Erlaß des Wohnungsgesetzes die 
Verhältnisse wesentlich verändert und gefestigt 
haben. 
Aus diesen Gründen, nicht zuletzt aus dem Ober-
gang der Gesetzgebungsbefugnis auf die deutschen 
Gesetzgebungsorgane besteht Anlaß, ein deutsches 
Gesetz zu schaffen, welches das Kontrollratsgesetz 
Nr. 18 ablösen soll. Die Aufhebung des Kontroll-
ratsgesetzes müßte durch die Hohe Alliierte Kom-
mission erfolgen und bei dieser beantragt werden. 
Die Zuständigkeit des Bundes für ein Wohnraum-
mangelgesetz ergibt sich aus Artikel 74 Nr. 18 des 
Grundgesetzes, nach dem das Wohnungswesen in 
den Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung des 
Bundes fällt. Die Notwendigkeit einer Regelung 
durch die Bundesgesetzgebung im Interesse der 
Rechtseinheit wird allgemein anerkannt. Das ist 

besonders auch dadurch zum Ausdruck gekommen, 
daß das Wohnraummangelgesetz weitgehend auf 
Vorarbeiten der Fachreferenten der Länder zurück-
geht und daß im Bundesrat ein Land den Antrag 

gestellt hat, eine entsprechende Gesetzesvorlage als 
Initiativantrag einzubringen. 

Infolge der gegenwärtigen Wohnungsnot, die auch 
durch die Durchführung des Wohnungsbaupro-
gramms des Bundes und der Länder erst nach 
einer Reihe von Jahren beseitigt oder fühlbar ge-
lindert werden kann, bedarf der Wohnraum als 
Grundlage des Lebens der Familie und der Einzel-
personen noch der Bewirtschaftung durch die 
öffentliche Hand. Das freie Verfügungsrecht über 
Wohnraum muß vorerst weiter eingeschränkt und 
die Vergebung und Benutzung so gelenkt werden, 
daß den Interessen der Wohnungsuchenden, ins-
besondere der sozial besonders Hilfsbedürftigen, 
Rechnung getragen wird und auch die öffentlichen, 
insbesondere volkswirtschaftlichen Belange berück-
sichtigt werden. Bei der Neufassung der Wohn-
raumbewirtschaftungsvorschriften muß aber dafür 
Sorge getragen werden, daß die Eingriffe in das 
Privateigentum und das Recht der Unverletzlich-
keit der Wohnung auf das unbedingt notwendige 
Maß beschränkt bleiben, ohne daß andererseits 
wirksame Lenkungsmaßnahmen durch die Woh-
nungsbehörden in Frage gestellt werden. Es müssen 
daher gegenüber dem bisherigen Recht die Locke-
rungsmaßnahmen vorgesehen werden, die ange-
sichts der Zielsetzung der Wohnungspolitik der 
Bundesregierung auf Abbau ,der Zwangswirtschaft 
bei dem gegenwärtigen Wohnungsmangel ver-
tretbar erscheinen. Soweit sie noch nicht vorge-
nommen werden können, muß die Befugnis zu 
weiterem Abbau im Zuge einer Besserung der 
Wohnverhältnisse vorgesehen werden. Dem-
gemäß hält das Wohnraummangelgesetz an dem 
Grundsatz der Bewirtschaftung fest, übernimmt 
aber die Befreiung und Erleichterung des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes, setzt sie fort oder schafft 
weitere Möglichkeiten hierzu und bemüht sich, 
durch klare Formulierung die Befugnisse der Woh-
nungsbehörden eindeutig festzulegen und die Mög-
lichkeit von Obergriffen zu beseitigen, ohne der 
Verwaltung die zur Bewirtschaftung erforderlichen 
Handhaben zu nehmen. 

Das Gebiet der Wohnraumbewirtschaftung ist 
verhältnismäßig umfangreich. Im Hinblick auf die 
zum Teil verschiedenartigen Verhältnisse und 
Wohngepflogenheiten und den verschiedenen Grad 
des Wohnungsmangels, die abweichende Behörden-
organisation und das verschiedene Verwaltungs-
verfahren weisen die bisherigen Durchführungs-
vorschriften der Länder zum Wohnungsgesetz er-
hebliche Abweichungen auf. Unter diesen Umstän-
den muß sich auch das Wohnraummangelgesetz 
darauf beschränken, nur die wichtigsten Rechts- 



vorschriften grundsätzlicher Art für die Wohn-
raumbewirtschaftung aufzustellen, und es sind 
ebenso wie im Kontrollratsgesetz Nr. 18 und im 
früheren Wohnungsmangelgesetz zum Teil nur 
Rahmenvorschriften vorgesehen, die der Aus-
füllung durch weitere Rechtsvorschriften oder Ver-
waltungsanordnungen der Länder bedürfen; eine 
Koordinierung dieser Vorschriften ist bei den 
bereits erwähnten Vorverhandlungen der,  Landes-
fachreferenten in Aussicht genommen. Durch-
führungsvorschriften des Bundes im Wege von 
Rechtsverordnungen kommen nach Maßgabe der 
besonderen Ermächtigung der Bundesregierung in 
Betracht. 
Einer ausdrücklichen allgemeinen Ermächtigung an 
die Landesgesetzgebung zum Erlaß von Durch-
führungsgesetzen bedarf es mit Rücksicht auf die 
konkurrierende Gesetzgebung des Bundes nicht. 
Soweit die Vorschriften des Wohnraummangel

-

gesetzes keinen abschließenden Charakter haben 
und eine Ausfüllung des bundesgesetzlichen Rah-
mens zulassen, ist die Landesgesetzgebung ohne 
weiteres in der  Lage, Vorschriften ergänzenden 
Inhalts zu erlassen. In einigen Zweifelsfällen da-
gegen mußte in dem Wohnraummangelgesetz aus-
drücklich hervorgehoben werden, daß eine Sperr-
wirkung des Artikels 72 Absatz 1 des Grund-
gesetzes für ergänzende landesgesetzliche Regelun-
gen nicht eintreten soll. Außerdem ist in einzelnen 
Fällen aus Zweckmäßigkeitsgründen vorgesehen, 
daß die Landesregierungen Durchführungsvor-
schriften im Verordnungswege erlassen können. 
Die Befugnis zu Verwaltungsanordnungen der 
Obersten Landesbehörden besteht daneben ohne-
hin. 

Einzelbegründung 
Zu § 1 
In Übereinstimmung mit der gegenwärtigen und 
früheren Rechtslage ist bestimmt, daß die Wohn-
raumbewirtschaftung eine staatliche Aufgabe ist. 
Soweit mit ihrer Durchführung landesrechtlich 
kommunale Stellen befaßt werden, handelt es sich 
um keine echte Gemeindeangelegenheit, sondern 
um Auftragsangelegenheiten, welche die Gemein-
den im Auftrag und nach Weisung der zustän-
digen Obersten Landesbehörden und der diesen 
nachgeordneten Behörden ausüben. Die Bestim-
mung der Wohnungsbehörde im einzelnen ist 
Sache der Länder; insbesondere bleibt es ihnen 
überlassen, ob und inwieweit sie die besonderen 
Dienststellen, die sich unter der Bezeichnung Woh-
nungsamt eingebürgert haben, beibehalten. 

Zu § 2 
Hier wird der Gegenstand der Wohnraumbewirt

-

schaftung behandelt und der in § 1 zuerst er

-

wähnte Begriff des Wohnraums als Oberbegriff 
für Wohnungen und einzelne Wohnräume be-
stimmt. Gegenstand der Wohnraumbewirtschaf-
tung sind Räume, die zu Wohnzwecken geeignet 
und bestimmt sind (Wohnungen und Wohn-
räume). Damit übernimmt das Gesetz die soge-
nannte Widmungstheorie, nach der zum Begriff 
des Wohnraums eine Bestimmung hierzu gehört. 
Aus praktischen Gründen können aber nach Ab-
satz 3 ausnahmsweise auch andere für Wohn-
zwecke geeignete Räume (sogenannte Eignungs-
theorie) der Wohnraumbewirtschaftung unter-
worfen werden. 
Nach Absatz 2 erstreckt sich die Wohnraum-
bewirtschaftung auch auf die zu einer Wohnung 
gehörenden oder zu ihrer Benutzung erforder-
lichen Nebenräume, Flächen und Anlagen. Bei den 
Nebenräumen handelt es sich nicht nur um solche, 
die als Teil der Wohnung hinter dem Wohnungs-
abschluß liegen, sondern auch um getrennt liegende 
Räume, wie Kellerräume, Mansarden und ähnliches. 
Als Flächen und Anlagen kommen insbesondere 
Hof- und Trockenflächen, gemeinschaftliche 
Waschküchen, Aborte und Pumpen in Betracht. 
Daß die Wohnraumbewirtschaftung sich auch auf 
die erforderlichen Nebenräume usw. erstreckt, gibt 
die Möglichkeit, notfalls auch auf Nebenräume und 
Anlagen einer anderen Wohnung zur Benutzung 
oder Mitbenutzung zurückzugreifen, soweit das 
zumutbar ist (§ 8 Absatz 2). 
Die Beschränkung der Wohnraumbewirtschaftung 
auf Wohnraum ist angesichts der  Vordringlichkeit 
der Wohnraumbewirtschaftung einerseits und der 
Wohnungsnot andererseits dann nicht zu vertreten, 
wenn es sich um Räume handelt, die zu Wohn-
zwecken geeignet und für den Verfügungsberech-
tigten entbehrlich sind. Hierbei ist nicht unbe-
dingt vorausgesetzt, daß sie frei sind, da Räume, 
die völlig unbenutzt sind, kaum vorhanden sein 
dürften. Sie müssen aber für den Verfügungs-
berechtigten nicht nur vorübergehend entbehrlich 
sein. In Betracht kommen hierbei landwirtschaft-
liche Betriebsräume, Räume in Beherbergungs-
betrieben und sonstige gewerblichen oder beruf-
lichen Zwecken dienende Räume, die schon bisher 
zur Unterbringung insbesondere von Vertriebenen 
gedient haben und zunächst weiter für Wohn-
zwecke Verwendung finden müssen. 
In der Wissenschaft und Rechtsprechung zum 
Wohnungsgesetz ist es strittig, ob Räume dieser 
Art als Wohnraum angesehen und nach dem 
Wohnungsgesetz für Wohnzwecke in Anspruch ge-
nommen werden können. Die Rechtsprechung der 
Verwaltungsgerichte hat die Möglichkeit hierzu 
zuletzt überwiegend verneint. Tatsächlich ist eine 
solche Inanspruchnahme aber jedenfalls in erheb-
lichem Umfange geschehen. Das Wohnraum- 



mangelgesetz gibt nunmehr ausdrücklich die 
Rechtsgrundlage hierfür. Eine Ausdehnung der 
Wohnraumbewirtschaftung wird damit aber im 
allgemeinen kaum verbunden sein, da es sich prak-
tisch meist um die Räume handeln dürfte, die auch 
bisher schon zu Wohnzwecken in Anspruch ge-
nommen worden sind. Er erscheint jedoch nicht 
vertretbar, gesetzlich die Regelung auf diese be-
reits in Anspruch genommenen Räume zu be-
schränken, da damit unter Umständen Zufalls-
entscheidungen sanktioniert würden und sich Un-
gerechtigkeiten ergeben könnten. 
Dadurch, daß Räume der gekennzeichneten Art 
unter den bestimmten Voraussetzungen erst durch 
einen besonderen Verwaltungsakt der Wohnraum-
bewirtschaftung unterworfen werden, kommt zum 
Ausdruck, daß es sich um eine Ausnahmeregelung 
handelt. Es wird daher auch an die Prüfung der 
Voraussetzungen hierfür, insbesondere die Eignung 
zu Wohnzwecken und die Entbehrlichkeit der 
Räume, ein strenger Maßstab angelegt werden 
müssen. Die Eignung zu Wohnzwecken wird 
namentlich in technischer und sanitärer Hinsicht 
zu verlangen sein. Zu der Frage der Entbehrlich-
keit kann eine gutachtliche Stellungnahme der in 
Frage kommenden Wirtschaftsorganisationen oder, 
soweit vorhanden, der Fachbehörden (z. B. Land-
wirtschaftsbehörden) zweckmäßig und erforderlich 
sein. Verfahrensvorschriften dieser Art zu er-
lassen oder weitere Erschwerungen bei der Unter-
werfung dieser Räume unter die Wohnraum-
bewirtschaftung vorzusehen, wie z. B. die Zu-
stimmung übergeordneter Wohnungsbehörden, 
wird Sache der Länder sein müssen. 
Daß Zugriffe auf Räume des Beherbergungs-
gewerbes mit Rücksicht auf die weitgehenden 
Folgen für die gesamte Volkswirtschaft namentlich 
in Fremdenverkehrsgemeinden besonders un-
erwünscht sein können und nach Möglichkeit zu 
beseitigen sind, folgt daraus, daß § 20 den Woh-
nungsbehörden ausdrücklich die Befugnis gibt, 
solche Räume für ihre bisherige Zweckbestimmung 
verfügbar zu machen. 
Bei dem Zugriff auf Räume gemäß § 2 Absatz 3 
handelt es sich zwar um Ausnahmen von dem 
Grundsatz, daß nur Wohnraum der Bewirtschaf-
tung unterliegt, wohl aber um eine Maßnahme der 
ordentlichen Wohnraumbewirtschaftung, so daß 
die für Wohnraum geltenden Vorschriften ent-
sprechende Anwendung finden. Um nach Frei-
werden der Raume ihre frühere Benutzung zu-
zulassen, bedarf es eines besonderen Aktes der 
Wohnungsbehörden. 
Eine Unterwerfung unter die Wohnraumbewirt

-

schaftung soll bei Räumen, die nach dem 31. De

-

zember 1949 fertiggestellt worden sind, ausge

-

schlossen sein. Entsprechend dem Ersten Woh-
nungsbaugesetz soll der Erbauer oder Benutzer 
von solchen Räumen damit rechnen dürfen, das 
Verfügungsrecht über die Räume zu behalten. 
Absatz 4 stellt klar, daß die vorgesehene Ein-
schränkung bezüglich der sonstigen Räume in Ab-
satz 3 sich nur auf Maßnahmen im Rahmen der 
Wohnraumbewirtschaftung bezieht. Unberührt 
bleibt die Befugnis der Landesgesetzgebung, bei 
besonderen Notständen auch andere zur Unter-
bringung von Personen geeignete Räume vorüber-
gehend in Anspruch zu nehmen. Hier gilt also die 
Einschränkung der Eignung, vorübergehenden 
Entbehrlichkeit und des Stichtages nicht. Vor-
schriften dieser Art sollen aber nur für besondere 
Notstände, die über die allgemeine Wohnungsnot 
hinausgehen, zulässig sein. Es kommen also z. B. 

 nur Katastrophenfälle oder ein stoßhafter Flücht-
lingsstrom in Frage, bei denen geeignete Massen-
unterkünfte vorübergehend in Anspruch genom-
men werden müssen. 

Zu § 3 
Von einer Bestimmung des Begriffs der Wohnung 
über den § 2 Absatz 1 hinaus ist abgesehen. Hier-
für sind Sprachgebrauch und Verkehrsauffassung 
maßgebend. Aus den Gesichtspunkten der Wohn-
raumbewirtschaftung rechtfertigt es sich jedoch 
und ist notwendig, auch auf einen einzelnen Wohn-
raum oder eine Mehrheit von Wohnräumen, in 
denen eine oder mehrere Personen gemeinschaft-
lich ihr häusliches Leben führen oder führen sollen, 
die für Wohnungen geltenden Vorschriften ent-
sprechende Anwendung finden zu lassen. 

Zu § 4 
Befreiungen von der Wohnraumbewirtschaftung 
sind bundesgesetzlich erstmalig durch das Erste 
Wohnungsbaugesetz dahingehend ausgesprochen, 
daß steuerbegünstigte und freifinanzierte Woh-
nungen im Sinne von § 23 des Ersten Wohnungs

-

baugesetzes von der Erfassung und Zuteilung durch 
die Wohnungsbehörden freigestellt sind. Diese 
Regelung wird durch § 4 Absatz 1 noch dahin er-
weitert, daß das Wohnraummangelgesetz auf diese 
Wohnungen überhaupt keine Anwendung findet. 
Diese Erweiterung ist erforderlich, weil der Begriff 
der Erfassung nach dem Kontrollratsgesetz Nr. 18 
(Wohnungsgesetz) in das Wohnraummangelgesetz 
nicht mehr übernommen ist und weil zur Wohn-
raumbewirtschaftung auch weitere Aufgaben-
gebiete gehören, die für die genannten Wohnungen 
nicht in Frage kommen sollen (vgl. § 5). Statisti-
sches Material über den Neuzugang an steuer-
begünstigten und freifinanzierten Wohnungen, das 
für die Wohnungsbehörden erwünscht ist, kann 
durch Verwaltungsanweisungen der Länder an die 



Baugenehmigungs- und Bewilligungsbehörden 
sichergestellt werden, ohne weitere Anzeigepflich-
ten der Bauherren dieser Wohnungen gemäß § 6 
zu begründen. 

Steuerlich begünstigte und frei finanzierte Woh-
nungen sind demnach von der Wohnraumbewirt-
schaftung grundsätzlich völlig befreit. Nur bei 
steuerbegünstigten Wohnungen, nicht bei frei finan-
zierten, ist eine kleine Einschränkung vor-
gesehen, die in § 9 Absatz 3 und § 18 Absatz 3 
enthalten ist. Bei Inanspruchnahme steuerlicher 
Vergünstigungen für den Wohnungsbau, deren 
Ausmaß unter Umständen erheblich sein kann, 
erscheint es nicht vertretbar, den Wohnraum spä-
ter für andere als Wohnzwecke zu verwenden, wie 
auch der Besitz von Doppelwohnungen in der Re-
gel nicht zugelassen werden kann. 

Über die aufrecht erhaltenen Befreiungstatbestände 
nach dem Ersten Wohnungsbaugesetz hinaus soll 
die Bundesregierung ermächtigt werden, durch 
Rechtsverordnung für andere Räume als steuer-
begünstigte und frei finanzierte Wohnungen Be-
freiungen oder Lockerungen anzuordnen. Es kann 
vorgesehen werden, daß die Wohnraumbewirt-
schaftung ganz oder teilweise aufgehoben wird, 
d. h., daß das Gesetz ganz oder in einzelnen Ab-
schnitten oder Vorschriften keine Anwendung fin-
det, oder es können sonstige Lockerungen ver-
ordnet werden, d. h., es kann insbesondere das 
Verfahren erleichtert werden. Um durch Verord-
nungen dieser Art aber nicht das ganze Gesetz 
gegenstandslos zu machen, ist weiter vorgesehen, 
daß die Befreiungen und Lockerungen nur zulässig 
sind, wenn die Wohnraumbewirtschaftung sich 
wegen der Höhe des Mietzinses oder der Größe 
oder der Zweckbestimmung der Räume erübrigt 
oder nicht angezeigt ist. Auf diese Weise wird z. B. 
die Wohnraumbewirtschaftung gemäß § 2 Absatz 3 
vorzeitig beseitigt werden können, und es wird 
entsprechend ,dem Abbau der Wohnraumbewirt-
schaftung in der Zeit nach dem ersten Weltkrieg 
je nach der örtlichen oder gebietlichen Lage eine 
Erleichterung eintreten können, soweit die Nach-
frage nach besonders teuerem Wohnraum nur noch 
gering ist. Die Befreiung wird weiter zugelassen, 
wenn sie zur Schaffung neuen Wohnraums dient. 
Damit wird insbesondere die Möglichkeit geschaf-
fen, die Frage des Freibauens oder Freikaufens von 
Wohnraum, die durch § 24 des Ersten Wohnungs-
baugesetzes nur zum Teil geregelt ist, notfalls zu 
erweitern und entstandene Zweifelsfragen zu be-
reinigen. 

Soweit die Bundesregierung von der vorgesehenen 
Ermächtigung keinen Gebrauch macht, soll ent-
sprechender Spielraum für Rechtsverordnungen 
der Landesregierungen verbleiben. Die Lockerungs

-

verordnungen der Landesregierungen können über 
Lockerungsvorschriften der Bundesregierung hin-
ausgehen, sofern diese nicht etwa eine Sperre für 
eine weitere Lockerung enthalten. 

Zu § 5 
Entsprechend dem § 2 des Ersten Wohnungsbau-
gesetzes gibt diese Vorschrift einen zusammenfas-
senden Überblick über den Inhalt der Wohnraum-
bewirtschaftung und die Maßnahmen der Woh-
nungsbehörden, die in den weiteren Abschnitten 
des Gesetzes im einzelnen behandelt werden. 

Zu §§ 6 und 7 
Voraussetzung jeder ordnungsmäßigen Wohn-
raumbewirtschaftung ist eine „Bilanz", d. h. eine 
Übersicht über den vorhandenen Bestand an 
Wohnraum, die Bewohner und Wohnungsuchen-
den sowie eine laufende Listenführung über die 
Veränderungen. § 6 stellt diesen Grundsatz der 
Listenführung über den Wohnraumbestand auf 
und zwar mit Rücksicht auf die Verhältnisse in 
kleinen dörflichen Gemeinden nur als Sollvor-
schrift. § 7 verpflichtet die Wohnungsbehörden, 
Vormerkungslisten der Wohnungsuchenden zu 
führen und diese auf Antrag einzutragen. 
Eine Beschränkung ,des Begriffs der Wohnung-
suchenden ist nicht vorgesehen, weil mit Ausnahme 
des in § 4 behandelten Wohnraums jeder Wohn-
raum der Bewirtschaftung unterliegt und Woh-
nungsuchende in der weitaus überwiegenden Zahl 
aller Fälle rechtwirksam nur unter Beteiligung der 
Wohnungsbehörden in den Besitz eigenen Wohn-
raums gelangen können. Als Wohnungsuchender 
ist daher jeder anzusehen, der eine Wohnung 
sucht. Die Aufnahme in die Liste kann also insbe-
sondere auch nicht bei Ortsfremden abgelehnt wer-
den. Eine andere Frage ist es dagegen, wie weit 
die Wohnungsuchenden bei der Zuteilung von 
Wohnraum berücksichtigt werden. Ebenso wie in 
die Vorschlagsliste nach § 22 des Ersten Woh-
nungsbaugesetzes nur Bewerber von besonderer 
Dringlichkeit kommen, werden neben der allge-
meinen Vormerkungsliste besondere Dringlich-
keitslisten zu führen sein, oder es wird der Ge-
sichtspunkt der Dringlichkeit in der Vormerkungs-
liste in geeigneter Weise besonders kenntlich zu 
machen sein. 

Die Führung von Vormerkungslisten der Woh-
nungsuchenden ist eine Mußvorschrift, da die zeit-
liche Reihenfolge der Vormerkung nach § 10 von 
besonderer Bedeutung ist. 

Die Wohnungsbehörden können Aufzeichnungen 
über den Wohnraumbestand nur führen, wenn 
alle Verfügungsberechtigten und Rauminhaber ver-
pflichtet sind, die erforderliche Auskunft zu er- 



teilen, Besichtigungen zu gestatten und notwen-
dige Meldungen zu machen, wie dies in § 6 Ab-
sätze 2 und 3 festgesetzt und bei Zuwiderhandeln 
in § 27 Absatz 2 Buchstabe c unter Strafe ge-
stellt ist. 
Zu § 8 
Das Kernstück der Wohnraumbewirtschaftung ist 
die Zuteilung von Wohnraum. § 8 stellt den 
Grundsatz heraus, daß es Aufgabe der Wohnungs-
behörden ist, freien Wohnraum einschließlich der 
zugehörigen und erforderlichen Nebenräume, Flä-
chen und Anlagen an Wohnungsuchende zuzu-
teilen. Was freier Wohnraum ist, wird im § 9 fest-
gelegt, während die maßgeblichen Gesichtspunkte, 
nach denen die Zuteilung an die einzelnen Woh-
nungsuchenden vorgenommen wird, in den §§ 10 
und 11 behandelt werden. Die weiteren Paragra-
phen dieses Abschnittes befassen sich damit, das 
Verfahren der Wohnraumzuteilung in rechtlicher 
Hinsicht zu regeln. 

Zu § 9 
Wohnraum gilt als frei, wenn er entweder tat-
sächlich nicht bewohnt wird oder der tatsächliche 
Inhaber zum Besitz nicht berechtigt ist. In diesen 
Fällen ist es gerechtfertigt, den Wohnraum ander-
weitig zu verwerten. Als tatsächlich nicht bewohnt 
ist Wohnraum nicht nur dann anzusehen, wenn 
er leer steht, d. h. endgültig von Möbeln und Ein-
richtungsgegenständen entblößt ist, sondern auch 
wenn er trotz Möblierung nicht bewohnt wird. 
Es muß sich also um ein Nichtbewohnen für einen 
längeren Zeitraum handeln, wenn nicht die feh-
lende Absicht des Bewohnens sofort deutlich er-
kennbar wird. Trotzdem soll der Wohnraum aber 
dann nicht als frei angesehen werden, wenn der 
Inhaber ein dringendes berechtigtes Interesse hat, 
den Wohnraum zu behalten. Es ist dabei zu be-
achten, daß aus besonderen Gründen auch eine 
befristete oder bedingte Zuweisung Wohnung

-

suchender möglich ist (§ 13 Absatz 2) und daß in 
solchen Fällen unter Umständen ein dringendes 
berechtigtes Interesse nicht gegeben sein kann. 
Die fehlende Besitzrechtsbefugnis, die Wohnraum 
als frei gelten läßt, wird im allgemeinen eine solche 
des öffentlichen Rechts sein. Es soll jedoch auch 
schon eine fehlende privatrechtliche Besitzbefug-
nis genügen, um Wohnraum als frei anzusehen, 
ohne daß die öffentliche nachgeprüft zu werden 
braucht. 
Absatz 2 behandelt das Problem unterbelegter oder 
nicht genügend ausgelasteter Wohnungen und be-
stimmt, daß überschüssige Wohnräume als frei 
gelten. Das Gesetz sieht davon ab, einen allge-
meinen Belegungsmaßstab festzusetzen, da eine 
schematische Regelung infolge der Verschieden-
artigkeit der Verhältnisse nicht tunlich erscheint. 

Das Wohnraummangelgesetz stellt lediglich den 
Grundsatz auf, daß bei der Entscheidung der Frage, 
was einem Wohnungsinhaber an Wohnraum zu-
gestanden werden kann, die persönlichen, fami-
liären und beruflichen Bedürfnisse sowie die Wohn-
verhältnisse der Gemeinden zu berücksichtigen sind. 
Die Länder sollen aber bestimmen können, daß 
auch die Wohnverhältnisse eines größeren Be-
zirks maßgebend sein sollen, um zu vermeiden, 
daß Gemeinden mit besonders günstigen Wohn-
verhältnissen ständig im Genuß dieser Vergün-
stigung verbleiben und die Aufnahme zusätzlicher 
Wohnungsuchender ausgeschlossen ist. Eine Ab-
stellung lediglich auf den Bedarf würde den im 
Interesse der Rechtssicherheit notwendigen objek-
tiven Maßstab vermissen lassen. 
Der Besitz von Doppelwohnungen ist grundsätz lich 
zur Zeit ebenso wenig zu rechtfertigen, wie das 
Nichtbewohnen von Wohnraum. Wer mehrere 
Wohnungen inne hat, muß sich daher entscheiden, 
welche er behalten wi ll. Alle anderen gelten als frei, 
wenn nicht ein dringendes Interesse besteht, auch 
weitere Wohnungen zu behalten. Bei steuerbe-
günstigten Wohnungen im Sinne des § 23 des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes kommt eine Bewirt-
schaftung durch eine Wohnungsbehörde erst dann 
in Frage, wenn der Verfügungsberechtigte die 
steuerbegünstigte Doppelwohnung nicht einem 
Wohnungsuchenden nach freier Wahl zur Be-
nutzung überläßt. Auch bei erneutem Freiwerden 
dieser Wohnung bleibt das freie Wahlrecht bei der 
Vergebung zunächst nicht eingeschränkt. Für frei 
finanzierte Wohnungen gilt das Verbot von Dop-
pelwohnungen nicht, da hier eine mittelbare oder 
unmittelbare Förderung durch die öffentliche Hand 
bei der Errichtung nicht vorliegt. 
Absatz 4 ermächtigt die Landesregierungen zu 
abweichenden Vorschriften bei Doppelwohnungen, 
wenn diese durch Beschlagnahme von Wohnraum 
(für die Besatzungsmacht) und spätere Freigabe 
entstehen. Hier kann eine Sonderregelung zur 
zweckmäßigen Unterbringung der Beteiligten er-
wünscht und notwendig sein. 

Zu § 10 
Das Wohnraummangelgesetz sieht davon ab, bei 
der Zuteilung von Wohnraum einen Dringlich-
keitskatalog der Wohnungsuchenden aufzustellen. 
Maßgebend dafür ist, daß die Frage zentral ab-
schließend und praktisch durchführbar nicht ge-
regelt werden kann, da ein Vorbehalt zu Gunsten 
besonders dringlicher Fälle immer notwendig ist. 
Wenn z. B. die Unterbringung einer unzulänglich 
untergebrachten Vertriebenenfamilie auch beson-
ders dringend erscheinen mag, so kann es im Ein-
zelfall noch vordringlicher sein, eine andere von 
der Gefahr eines Hauseinsturzes oder durch an- 



steckende Krankheit bedrohte Familie unterzu-
bringen. Hinzu kommt, daß der Personenkreis, 
dem im allgemeinen eine gewisse Bevorzugung zu-
erkannt werden müsse, so groß ist, daß die Be-
vorzugung ohne praktische Bedeutung wäre, und 
es kaum möglich ist, zwischen den einzelnen Per-
sonengruppen in befriedigender Weise Abstufun-
gen vorzunehmen. § 10 hat sich daher darauf be-
schränkt, zu bestimmen, daß eine freiwerdende 
Wohnung in der Regel zunächst dem Eigentümer 
zur Benutzung überlassen werden soll, wenn da-
durch anderweitiger Wohnraum frei wird. Eine 
solche Regelung entspricht der Stellung des Eigen-
tümers nach allgemeinem Rechtsempfinden. Sie 
ist im übrigen auch insbesondere bei Besitz von 
Grundeigentum mit einer größeren Anzahl von 
Mietwohnungen volkswirtschaftlich erwünscht und 
notwendig, um diese pfleglich zu behandeln und 
ordnungsmäßig zu verwalten. Dabei ist zu berück-
sichtigen, daß der anderweitige Wohnraum des 
Eigentümers frei wird, wenn er auch dem Wohn-
raum im eigenen Hause nicht entsprechen muß. 
Der Grundsatz über die Berücksichtigung des 
Eigentümers kann aber nur als Regelsatz gelten, 
da unter Umständen ausnahmsweise auch dring-
lichere Fälle erledigt werden müssen, insbesondere, 
wenn der Eigentümer erst kurzfristig zuvor das 
Grundstück erworben hat und lediglich aus dem 
Grunde, um in den Besitz einer Wohnung zu ge-
langen. Im übrigen sind für die Berücksichtigung 
der Wohnungsuchenden zwei Gesichtspunkte heraus-
und nebeneinandergestellt, die Dringlichkeit und 
die zeitliche Reihenfolge der Eintragung. Die Ent-
scheidung unterliegt im Einzelfalle dem pflicht-
gemäßen Ermessen der Wohnungsbehörden. In 
der Regel wird die Dringlichkeit der Wohnung-
suchenden maßgebend sein müssen. Es ist jedoch 
auch denkbar, daß eine Bewerbung so alt und 
infolge neuer, dringlicherer Fälle so lange unbe-
rücksichtigt geblieben ist, daß auch einmal der 
Eintragung entscheidende Bedeutung gegenüber 
an sich dringlicheren zukommen kann. Bei glei-
cher Dringlichkeit wird die zeitliche Reihenfolge, 
wenn sie sehr stark differiert, den Ausschlag geben 
können. 
Für die Dringlichkeit einer Bewerbung sind nicht 
nur die individuellen Verhältnisse wie Familien-
stand und Wohnverhältnisse maßgebend, sondern 
daneben treten Gesichtspunkte des öffentlichen In-
teresses, wobei das Gewicht  beider im Einzelfalle 
verschieden sein kann. Das Wohnraummangel-
gesetz stellt als Beispiel einer volkswirtschaftlichen 
Dringlichkeit der Unterbringung den Fall heraus, 
daß durch die Zuteilung von Wohnraum Woh-
nungsuchende in der Nähe ihrer Arbeitsstätte oder 
an Orten untergebracht werden, ,die Arbeitsmög-
lichkeiten bieten. 

Auch das rechtsstaatliche Interesse an der Voll-
streckung gerichtlicher Räumungstitel ist entspre-
chend zu berücksichtigen. 
Es bleibt den Obersten Landesbehörden unbe-
nommen, im Rahmen des Gesetzes durch 
Verwaltungserlasse genauere Anweisungen über 
die Auslegung der Dringlichkeit zu geben. 
Daneben stellt Absatz 2 klar, daß 'der  Bund 
von seinem konkurrierenden Gesetzgebungs-
recht insoweit nicht abschließend Gebrauch macht, 
als die Länder im Wege der Gesetzgebung Vor-
schriften über die Bevorzugung bestimmter Per-
sonengruppen erlassen können. Dadurch wird die 
bundesgesetzliche Regelung im Heimkehrergesetz 
jedoch nicht berührt, wie solche Vorschriften der 
Landesgesetzgebung auch nur ergänzend neben die 
in Absatz 1 behandelten Gesichtspunkte treten 
können. 
Zu § 11 
Während das Wohnungsgesetz bei der Wohnraum-
bewirtschaftung auf zweckbestimmten Wohnraum 
keine Rücksicht nimmt, haben die meisten Durch-
führungsvorschriften der Länder hierzu der be-
sonderen Zweckbestimmung solcher Wohnungen 
mehr oder minder Rechnung zu tragen. Das Wohn-
raummangelgesetz knüpft an die im Ersten Woh-
nungsbaugesetz für Betriebs- und Genossenschafts-
wohnungen beim öffentlich finanzierten Woh-
nungsbau getroffene Regelung an. Es gibt den 
Verfügungsberechtigten zweckbestimmten Wohn-
raums ein bindendes Vorschlagsrecht, soweit es 
sich im Rahmen der Zweckbestimmung hält. Auch 
bei der Zuteilung überschüssiger Räume unter-
belegter Wohnungen soll auf die Zweckbestim-
mung Rücksicht genommen werden. Die wich-
tigsten Beispiele zweckbestimmter Wohnungen 
sind in Absatz 2 aufgeführt. 
Um zu vermeiden, daß der zweckbestimmte 
Wohnraum auf Kosten der Wohnungsuchenden, 
die hierfür nicht in Frage kommen, zu stark aus-
gedehnt wird, dürfen bei Inkrafttreten des Wohn-
raummangelgesetzes bereits bezugsfertige Woh-
nungen nach diesem Gesichtspunkt nur zu zweck-
bestimmten gemacht werden, wenn die Wohnungs-
behörden zustimmen. Neue zweckbestimmte Woh-
nungen sollen in erster Linie durch Neubau ge-
schaffen werden. 
Zu § 12 
Nach bisherigem Recht war das Zuteilungsverfah-
ren im wesentlichen dahin geregelt, daß erst eine 
Erfassung der Räume vorgenommen und alsdann 
dem Verfügungsberechtigten ein Wohnungsuchen-
der zugewiesen wurde; falls die Parteien sich nicht 
einigten, wurde ein Zwangsmietvertrag festgesetzt. 
Der Begriff der Erfassung war nicht eindeutig 
festgelegt, er stellte eine Art Beschlagnahme dar. 
Das Wohnraummangelgesetz versucht, zu einer 



Vereinfachung zu kommen, um die Zahl der be-
hördlichen Akte und damit zugleich die Zahl der 
Rechtsmittelverfahren einzuschränken, indem es 
einen besonderen Beschlagnahmeakt nicht mehr 
vorschreibt. Wenn Wohnraum zweifelsohne frei 
ist, etwa durch Auszug, und gesetzlich ohnehin 
bestimmt ist, daß Wohnraum nur mit behörd-
licher Genehmigung in Benutzung genommen 
werden darf, ist eine besondere Beschlagnahme 
(Erfassung) entbehrlich, und es kann ohne weite-
res ein Wohnungsuchender gemäß § 13 zugewie-
sen werden. Es kann jedoch ein besonderes Vor-
verfahren, das eine Ankündigung einer späteren 
Zuweisung bedeutet, zweckmäßig sein, insbeson-
dere in Zweifelsfällen bei unterbelegten Wohnun-
gen. Da es auch notwendig ist, einen öffentlich

-

rechtlichen Titel zu schaffen, um Wohnraum in 
einen für die Überlassung an Wohnungsuchende 
geeigneten Zustand zu versetzen, also z. B. die 
Räumung von Möbeln im Verwaltungswege 
durchzusetzen, ist für beide Zwecke die Rau-
mungsanordnung geschaffen. Diese muß nicht nur 
gegenüber dem Verfügungsberechtigten ergehen, 
an den sich die Zuweisung nach § 13 richtet, son-
dern notfalls gegen jeden Rauminhaber, also auch 
gegen den der unberechtigt den Raum inne hat. 
Demgemäß ist die Räumungsanordnung als das 
Verlangen definiert, daß der Verfügungsberech-
tigte und Rauminhaber zuteilbaren Raum und 
sonstige Gegenstände der Zuteilung (§ 8) zur Be-
nutzung (Mitbenutzung) durch Wohnungsuchende 
bereit macht. Eine besondere Verfügungsbeschrän-
kung wird hierdurch nicht eingeführt. Sie ergibt 
sich allgemein aus § 17.  

Die Wohnraumbewirtschaftung bezieht sich nur 
auf Wohnraum, nicht auf die in den Räumen be-
findlichen Möbel. Ein Verfügungsberechtigter, dem 
ein Wohnungsuchender zugewiesen ist, darf also 
gegen den Willen des Zugewiesenen bei der Ver-
mietung nicht die Mitübernahme von Möbeln ver-
langen. Es kann vielmehr gegebenenfalls eine Miet-
verfügung (Zwangsmietvertrag) über die Räume 
ohne die Möbel ergehen, und es können auf 
Grund einer Räumungsanordnung die Möbel auch 
im Verwaltungszwangsverfahren entfernt werden. 
Dieser Grundsatz gilt in Übereinstimmung mit der 
Rechtsprechung dann nicht, wenn die wirtschaft-
liche Lebensgrundlage des Verfügungsberechtigten 
gefährdet würde (§ 12 Satz 2). Der Grundsatz ist 
im Gesetz selbst nur bei der Räumungsanordnung 
in § 12 zum Ausdruck gekommen, muß aber ent-
sprechend für die Zuweisung und die Mietverfü

-

gung gelten. Darüber hinaus werden ,die Woh

-

nungsbehörden bei möblierten Räumen ohne Er-
messensmißbrauch auch Wohnungsuchende nicht 
zuweisen dürfen, die nur unmöbliert mieten wol-
len, wenn noch andere Wohnungsuchende gleicher 

Dringlichkeit als Mieter der Räume in Frage kom

-

men, die bereit sind, die Möbel mitzuübernehmen. 

Zu § 13 
Der Begriff der Zuweisung stammt aus der frühe-
ren Wohnungszwangswirtschaft; die Begriffsbe-
stimmung ist im wesentlichen übernommen. Ge-
genüber dem Wohnungsgesetz ist die Auflocke-
rung neu, daß dem Verfügungsberechtigten meh-
rere Wohnungsuchende zur Auswahl zugewiesen 
werden, eine Vorschrift, die eine Parallele in § 22 
des Ersten Wohnungsbaugesetzes hat. Ein solches 
Auswahlrecht, das bereits die Praxis' einzelner Ge-
meinden gewährt, bedeutet eine Verringerung 
des behördlichen Eingriffs und entlastet die Woh-
nungsbehörden von ihrer Verantwortung. Es stärkt 
die Position des Grundstückseigentümers und im 
Falle der Zuweisung von Untermietern die des 
Hauptmieters und dient der Stärkung des Haus-
friedens. Das Wohnraummangelgesetz bestimmt, 
daß grundsätzlich mehrere Wohnungsuchende zur 
Auswahl zugewiesen werden. Nur bei besonderer 
Dringlichkeit ,des Einzelfalles, wenn einzelne Woh-
nungsuchende vordringlich untergebracht und zu-
gewiesen werden müssen, ist von der Einräumung 
eines solchen Auswahlrechtes abzusehen. 
Durch das Zuweisungsverfahren wird nicht aus-
geschlossen, daß der Verfügungsberechtigte sich 
selbst um einen ihm genehmen Mieter bemüht und 
eine Vergabe an diesen von der Wohnungsbehörde 
genehmigt erhält. Das ergibt sich ausdrücklich aus 
§ 17. Die dort vorgeschriebene Genehmigung zur 
Überlassung oder Benutzungnahme von Wohn-
raum stellt nicht nur eine allgemeine Verfügungs-
beschränkung dar, sondern ist auch als besondere 
Form des Zuteilungsverfahrens im weiteren Sinne 
aufzufassen, bei der die Initiative nicht von der 
Wohnungsbehörde ausgeht, sondern von dem Ver-
fügungsberechtigten. Ebenso wie der Eigentümer 
nicht zur Vermietung an sich selbst zugewiesen 
wird, sondern eine Benutzungsgenehmigung zu 
erhalten hat, kann auch die Überlassung freien 
Wohnraums an einen von dem Verfügungsberech-
tigten vorgeschlagenen Mieter genehmigt werden, 
ohne daß es dann noch einer besonderen Zuwei-
sung bedarf. In diesem Falle entfällt auch die in 
§ 13 Absatz 1 letzter Satz gekennzeichnete beson-
dere Prüfungspflicht der Wohnungsbehörden. Eine 
entsprechende klarstellende Verwaltungsanordnung 
der Bundesregierung gemäß Artikel 84 des Grund-
gesetzes ist in Aussicht genommen. Eine solche 
Anordnung hätte auch zu bestimmen, daß in erster 
Linie eine Benutzungsgenehmigung nach dem Vor-
schlag des Verfügungsberechtigten zu erteilen und 
von der Zuweisung mehrerer Wohnungsuchender 
oder eines bestimmten Wohnungsuchenden Ab-
stand zu nehmen ist, wenn der Vorgeschlagene in 



den Kreis der zuzuweisenden Wohnungsuchenden 
aufgenommen werden könnte. 
Absatz 2 ermöglicht die bedingte oder befristete 
Zuweisung in besonderen Fällen. Um hierbei die 
öffentliche und privatrechtliche Besitzbefugnis 
gleich zu behandeln und Wohnraum im Falle 
vorübergehenden Freistehens später wieder dem 
alten Inhaber zuzuführen, ist in Absatz 2 vor-
gesehen, daß die privaten Rechtsverhältnisse nach 
Ablauf der Befristung ohne weiteres erlöschen und 
alsdann auch kein Mieterschutz mehr besteht. 
Absatz 3 stellt klar, daß eine Zuweisung sich so-
wohl an den Grundstückseigentümer als auch an 
den Hauptmieter richten kann. Bei Wohnraum, 
der üblicherweise vom Grundstückseigentümer 
vermietet wird, also bei ganzen Wohnungen, soll 
ein Mietvertrag mit diesem verlangt werden. 
Ebenso sollten Wohnungsuchende als Hauptmieter 
zugewiesen werden, wenn Wohnraum sich dazu 
eignet, als selbständige Wohnung behandelt zu 
werden. Im übrigen kommt der Abschluß eines 
Untermietvertrages mit dem Hauptmieter in 
Frage. 
Die Sollvorschrift in Absatz 4 dient der Beschleu-
nigung des Zuteilungsverfahrens und soll länge-
res Leerstehen auf Kosten der Vermieter ver-
meiden. 

Zu § 14 
Die Mietverfügung, welche die Wirkung eines 
Mietvertrages hat, bisher auch vielfach „Zwangs-
mietvertrag" genannt, ist eine Maßnahme, um die 
Zuweisung eines Wohnungsuchenden durchzu-
setzen. Das Institut entspricht der öffentlichen 
Wohnraumbewirtschaftung seit jeher. Die Vor-
schriften über die Höhe des Mietzinses bei der 
Mietverfügung dienen der Klarstellung und Rechts-
sicherheit. Sofern die Festsetzung des Mietzinses 
der Preisbehörde im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
vorbehalten ist, kann die Festsetzung gegebenen-
falls mit den hierfür zulässigen besonderen Rechts-
mitteln angefochten werden. 
Die vorläufige Mietverfügung ist aus den Bedürf-
nissen der Praxis entstanden. Im Gegensatz zur 
endgültigen Mietverfügung ist hierfür ein vorheri-
ges Anhören der Beteiligten nicht vorgeschrieben, 
und es ist möglich, daß einzelne Bestandteile des 
Mietvertrages noch offen bleiben, weil die hierfür 
erforderlichen Ermittlungen noch nicht abge-
schlossen sind. Sie können in der endgültigen 
Mietverfügung nachgeholt werden, falls die Be-
teiligten sich nicht vorher einigen und eine Ände-
rung oder Ergänzung beantragen. 

Zu § 15 
Nach bisherigem Recht erloschen Rechte, die 
einem gemäß Zuweisung oder durch Mietverfü

-

gung begründeten Rechtsverhältnis entgegenstan

-

den. Von einem so weitgehenden Eingriff sieht das 
Wohnraummangelgesetz ab und bestimmt ledig-
lich, daß sie nicht ausgeübt werden können. Ob 
und inwieweit sie danach erlöschen oder später 
wieder aufleben, bestimmt sich nach den Vorschrif-
ten des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

Zu § 16 
Auf Grund eines abgeschlossenen oder „verfügten" 
Mietvertrages kann der Berechtigte auf Besitzüber-
lassung gegen den Vermieter klagen. § 16 ermög-
licht daneben im öffentlichen Interesse zur als-
baldigen Unterbringung der Wohnungsuchenden 
eine Besitzeinweisung durch die Wohnungsbehör-
den, wie auch die Entfernung von Möbeln gemäß 
§ 12 öffentlich-rechtlich durchgesetzt werden kann. 
§ 16 schafft den öffentlich-rechtlichen Titel für die 
Besitzeinweisung. Der Vollzug richtet sich gemäß 
§ 25 nach Landesrecht. 

Zu§ 17 
Die Wohnraumbewirtschaftung beschränkt be-
griffsnotwendig das freie Verfügungsrecht über 
Wohnraum. Während das Wohnungsgesetz hierbei 
aber an die Erfassung anknüpfte, hat das Wohn-
raummangelgesetz die Verfügungsbefugnis gemäß 
§ 17 allgemein eingeschränkt und bestimmt, daß 
Wohnraum nur mit Zustimmung der Wohnungs-
behörden überlassen und in Benutzung genom-
men werden kann. Diese Vorschrift ist erforderlich, 
um die Kontrolle der Wohnungsbehörden zu ge-
währleisten, wenn nicht die ganze Bewirtschaftung 
durchlöchert werden soll. Es muß daher auch die 
Überlassung von Wohnraum einer voll ausge-
lasteten Wohnung genehmigt werden, bei der sich 
der Verfügungsberechtigte freiwillig einschränkt, 
da die Entscheidung, wann eine Wohnung unter-
belegt ist, in Ermangelung unzweifelhafter Richt-
linien nur durch die Wohnungsbehörden im Ein-
zelfalle entschieden werden kann. In einem solchen 
Falle der ausgelasteten Wohnung wird die Geneh-
migung in der Regel ohne weiteres zu erteilen sein. 
Im Falle der Mitbenutzung, wenn der in die Woh-
nung Aufgenommene kein eigenes ausschließliches 
Recht auf einen einzelnen Raum erhält, soll es 
einer solchen Genehmigung aber überhaupt nicht 
bedürfen. Eine Ausnahme hiervon muß nur dann 
gelten, wenn eine Räumungsanordnung nach § 12 
entgegenstehen würde. 

Wenn z. B. ein bisher untervermieteter Raum einer 
ohne den Untermieter unterbelegten Wohnung 
freigeworden ist und insoweit eine Räumungsan-
ordnung zur Vorbereitung der Zuweisung eines 
neuen Wohnungsuchenden ergangen ist, darf die 
Zuteilung des Raumes nicht dadurch unmöglich 
gemacht werden, daß durch zusätzliche Aufnahme 
einer Person in die Wohnung zur Mitbenutzung, 



die der Genehmigung nicht bedarf, die Unterbe-
legung entfällt. 
Daß die Benutzungsgenehmigung gleichfalls eine 
besondere Form des Zuteilungsverfahrens im wei-
teren Sinne ist, bei der die Initiative nicht von 
der Wohnungsbehörde ausgeht, sondern von dem 
Verfügungsberechtigten, ist bereits zu § 12 aus-
geführt. 
Zur ordnungsmäßigen Wohnraumbewirtschaftung 
bedarf auch die Übernahme eines Hauptmietver-
hältnisses durch einen Untermieter der Genehmi-
gung. Umgekehrt ist im Falle eines Wohnungs-
tausches, bei dem es sich um eine wechselseitige 
Inbenutzungnahme von Wohnraum handelt und 
die Genehmigung erforderlich ist, vorgeschrieben, 
daß sie nur aus wichtigen wohnungswirtschaft-
lichen Gründen versagt werden darf. Eine privat-
rechtlich daneben erforderliche Genehmigung des 
Vermieters bleibt unberührt. 

Zu § 18 
Die Vorschrift über das Verbot der Zweckent-
fremdung von Wohnraum ist wegen der Woh-
nungsnot erforderlich und entspricht im wesent-
lichen der bestehenden Rechtslage auf Grund der 
Durchführungsvorschriften der Länder zum Woh-
nungsgesetz. Das Verbot bezieht sich nicht nur auf 
abgeschlossene Wohnungen, sondern auch auf ein-
zelne Wohnräume. Ausnahmen, unter Umständen 
unter der Auflage der Zahlung von Geldbeträgen 
für den Neubau, sind nach pflichtgemäßem Er

-

messen der Wohnungsbehörden zulässig. Die Ab-
weichungsmöglichkeit von dem Grundsatz, daß 
Wohnraum nur für Wohnzwecke zugeteilt wird, 
im Absatz 2 folgt aus wirtschaftlichen Notwen-
digkeiten, z. B. bei der Zuweisung einer Wohnung 
für einen Arzt, der einzelne Räume zu Berufs-
zwecken benötigt. 
Da zur Förderung des Wohnungsneubaus in stär-
kerem Umfange Steuerbegünstigungen gewährt 
werden, die steuerbegünstigten Wohnungen im 
Sinne des § 23 Absatz 1 des Ersten Wohnungsbau-
gesetzes der Wohnraumbewirtschaftung aber nicht 
unterliegen, würde der mit der Steuerbegünstigung 
verfolgte Zweck gegenstandslos werden, wenn die 
neugeschaffenen Wohnungen für andere als Wohn-
zwecke verwendet werden könnten. Absatz 3 be-
stimmt daher, daß das Verbot der Zweckentfrem-
dung auch für steuerbegünstigte Wohnungen gilt, 
jedoch nur im Rahmen des § 7 Absatz 3 des Er-
sten Wohnungsbaugesetzes. Bei einem Zuwider-
handeln kann der Verfügungsberechtigte der 
Wohnraumbewirtschaftung entgehen, wenn er die 
Zweckentfremdung rückgängig macht. Tut er das 
nicht, so kann der Raum erfaßt und für Wohn

-

zwecke zugeteilt werden. Bei späterem Freiwerden 
steht er aber ohne weiteres dem Verfügungs

-

berechtigten wieder zu, und erst bei erneuter 
Zweckentfremdung ist entsprechend vorzugehen. 
Zu § .19 
Diese Vorschrift entspricht dem gegenwärtigen 
Rechtszustand nach dem Wohnungsgesetz und der 
Rechtsprechung hierzu. Neu ist die Bestimmung, 
daß nur eine nach dem 31_. August 1939 vorge-
nommene Zweckentfremdung rückgängig gemacht 
werden kann. 
Zu§ 20 
Das Wohnraummangelgesetz übernimmt den 
Zwangstausch von Wohnungen, der den stärk-
sten Eingriff in das Wohnungsrecht darstellt, von 
dem bisherigen Recht grundsätzlich nicht. Eine 
Ausnahme gilt nur für drei Tatbestände. Ein Bedürf-
nis zur Anordnung eines Wohnungswechsels kann 
gegeben sein, um zweckbestimmten Wohnraum 
seiner Bestimmung gemäß zu besetzen, wobei ins-
besondere an werkseigene und werksgeförderte Be-
triebswohnungen gedacht ist, oder um Räume des 
Beherbergungsgewerbes ihrer Bestimmung wieder 
zuzuführen. Auch um den Wiederaufbau eines 
zerstörten oder die Wiederherstellung eines be-
schädigten Gebäudes zu ermöglichen, kann ein 
Zwang zum Wohnungswechsel ausnahmsweise in 
Frage kommen (§ 24 Absatz 2). In Fällen dieser 
Art bedarf es also keiner Mietaufhebungsklage, 
sondern das Verfahren kann durch die Wohnungs-
behörden von Amts wegen betrieben werden. 
Der Wohnungswechsel ist in zwei Etappen zulässig. 
Er kann schon angeordnet werden, ohne daß eine 
angemessene Ersatzwohnung zur Verfügung steht 
(Absatz 1); aber die Durchführung ist erst zuläs-
sig, wenn die Betroffenen innerhalb der Gemeinde 
anderweitig angemessen untergebracht werden 
(Absatz 2). Zum Vollzug der  Durchführung ist 
die Unanfechtbarkeit der Anordnung des Woh-
nungswechsels erforderlich. Die Angemessenheit 
der Ersatzwohnung muß sich sowohl auf die Größe 
der Wohnung und ihre Beschaffenheit als auch auf 
die Höhe des Mietzinses, die Lage und ähnliche 
Umstände beziehen. Da bei dem Wohnungswech-
sel endgültige Tatsachen geschaffen werden, recht-
fertigt es sich, die entgegenstehenden Rechte im 
Gegensatz zu § 15 endgültig erlöschen zu lassen. 
Zu § 21 
Um den Wohnraumbestand zu erhalten, bedür-
fen bauliche Veränderungen, welche die bisherige 
Brauchbarkeit für Wohnzwecke beeinträchtigen, 
der Genehmigung der Wohnungsbehörden. 
Zu § 22 
Maßnahmen der Wohnungsbehörden zur Erhal-
tung und Verbesserung von Wohnraum im Rah-
men des Gebäudebestandes kennt bereits das Woh-
nungsgesetz. Diese Möglichkeiten werden durch 
§ 22 in beschränkterem Umfange aufrecht 
erhalten. Während nach dem Wohnungsgesetz der 



Grundstückseigentümer solche Maßnahmen nur 
zu dulden hat, wird in § 22 zwar gegebenenfalls 
auch eine Verpflichtung des Grundstückseigen-
tümers zur Vornahme solcher Arbeiten festgelegt. 
Das bedeutet praktisch aber nur, daß die Woh-
nungsbehörde zunächst an den Grundstückseigen-
tümer herantreten muß, bevor sie selbst die Ar-
beiten ausführt oder ausführen läßt, die der 
Grundstückseigentümer dann zu dulden hat. Die 
Verpflichtung des Grundstückseigentümers ist an 
die Voraussetzung geknüpft, daß die Arbeiten zu-
mutbar sind, und zwar müssen die Instandsetzun-
gen zur Erhaltung von Wohnraum nach der ge-
genwärtigen Miete des Gebäudes im Rahmen 
eines ordnungsmäßigen Wirtschaftsplanes zumut-
bar sein, während der Ausbau von Dachgeschossen 
durch Gewährung öffentlicher Mittel im Sinne des 
§ 3 des Ersten Wohnungsbaugesetzes zumutbar 
werden muß. Wenn durch die Baumaßnahmen 
Wohnungen neu geschaffen würden, die der Be-
wirtschaftung überhaupt nicht unterliegen wür-
den, würden solche Eingriffe nicht vertretbar sein. 
Zu §§ 23 und 24 
Die in den §§ 21 und 22 bezeichneten Arbeiten 
können unter Umständen nur durchgeführt wer-
den, wenn Mieter in angrenzenden Wohnungen 
hierdurch beeinträchtigt werden. § 23 bestimmt 
daher eine Duldungspflicht im Rahmen der Zu-
mutbarkeit, und § 24 Absatz 1 läßt unter diesen 
Voraussetzungen sogar eine vorübergehende Räu-
mung von Wohnraum zu, wenn die Maßnahmen 
ohne eine Räumung nicht durchgeführt werden 
können oder in einem unzumutbaren Maße er-
schwert werden würden. 
§ 24 Absatz 2 knüpft an die Räumung und an-
derweitige Unterbringung in Absatz 1 an und 
läßt sie auch zu, um den Wiederaufbau zerstörten 
oder die Wiederherstellung beschädigten Wohn-
raums zu ermöglichen. Es hat sich in der Praxis 
gezeigt, daß dem Wiederaufbau vielfach Schwierig-
keiten entgegenstehen, wenn z. B. erhalten ge-
bliebene Räume in Kellern noch bewohnt werden 
und ohne anderweitige Unterbringung der Bewoh-
ner der Wiederaufbau nicht durchgeführt werden 
kann. Da hieran in der Regel ein öffentliches In-
teresse besteht, erhalten die Wohnungsbehörden 
die Befugnis, die erforderlichen Umquartierungs-
maßnahmen vorzunehmen. Im Gegensatz zu Ab-
satz 1 kann es in diesen Fällen jedoch erforderlich 
sein, Räume von bisherigen Mietern endgültig 
frei zu machen. In den Fällen des  § 24 Absatz 2 
ist die Durchführung der Räumungsmaßnahmen 
nicht von ihrer Unanfechtbarkeit, abhängig, da 
dies den Wiederaufbau erschweren würde. Zu § 25 
Hier wird entsprechend der bisherigen Rechtslage 
und Praxis klargestellt, daß die Verfügungen der 

Wohnungsbehörden im Wege des Verwaltungs-
zwanges durchgeführt werden können. Die hierfür 
maßgebenden Vorschriften ergeben sich aus dem 
Landesrecht, wie auch das sonstige Verfahren in 
Angelegenheiten der Wohnraumbewirtschaftung, 
insbesondere auch das Rechtsmittelverfahren (Ver-
waltungsgerichtsbarkeit), sich nach Landesrecht be-
stimmt. 

Zu § 26 
Das Recht der Wohnraumbewirtschaftung weist 
viele Berührungspunkte mit dem bürgerlichen 
Recht, insbesondere mit dem privaten Mietrecht 
auf, und für die Praxis ist deshalb die Zusammen-
arbeit von Wohnungsbehörden mit den Gerichten 
von erheblicher Bedeutung. Das gilt einmal, so-
weit die Gerichte über Fragen der Wohnraum-
bewirtschaftung selbst zu entscheiden haben, z. B. 
bei Mietaufhebungskiagen wegen Eigenbedarfs, 
wobei verschiedene rechtliche Zweifelsfragen be-
stehen, sodann allgemein, soweit es sich um die 
praktische Folge für die Wohnungsbehörden han-
delt, Ersatzwohnraum bei Mietaufhebungs- und 
Räumungsurteilen für die ausgeklagten Miet-
parteien zur Verfügung zu stellen. Da diese Fra-
gen im wesentlichen mit dem Mieterschutz zu-
sammenhängen, muß ihre Regelung der Neufas-
sung des Mieterschutzgesetzes vorbehalten bleiben. 
Das Wohnraummangelgesetz beschränkt sich dar-
auf, den Grundsatz herauszustellen, daß die Woh-
nungsbehörden an den Sinn rechtskräftiger oder 
vorläufig vollstreckbarer gerichtlicher Entschei-
dungen gebunden sind und Maßnahmen, die dem 
entgegenstehen, nicht zulässig sind. Die Urteile 
der ordentlichen Gerichte liegen wegen der Rechts-
kraftwirkung, die sich nur auf die Parteien er-
streckt, zwar an sich auf anderer Ebene als die 
Aufgaben der Wohnungsbehörden, denen die Un

-

terbringung der Bevölkerung obliegt. Eine un-
mittelbare Bindung der Verwaltungsbehörden an 
gerichtliche Entscheidungen über die Tatbestands-
wirkung hinaus besteht daher nicht. § 26 stellt je-
doch klar, daß rechtskräftige oder vollstreckbare 
Urteile ihrem Sinn nach zu beachten sind, daß es 
also z. B. einen unzulässigen Ermessensmißbrauch 
bedeutet, wenn die Wohnungsbehörden wegen er-
heblicher Belästigung ausgeklagte Mieter im Rah-
men der Wohnraumbewirtschaftung wieder dem 
bisherigen Vermieter zuweisen würden. Diese 
Vorschrift entspricht dem Grundgedanken des 
§ 10 Absatz 1 letzter Satz. 

Zu § 27 
Die zur Durchführung der Wohnraumbewirtschaf-
tung unerläßlichen Strafvorschriften sind mög-
lichst elastisch gehalten und weitgehend dahin ein-
geschränkt, daß ein Geldbußverfahren nach dem 
Wirtschaftsstrafgesetz eingeführt ist. 
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Änderungsvorschläge 
zum Entwurf eines Wohnraummangelgesetzes 

Zur Präambel: 

Zur Beseitigung rechtlicher Bedenken ist die Be-
stimmung über die vorübergehende Einschrän-
kung des Grundrechts der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) nicht in 
die Präambel, sondern als besonderer Paragraph 
in das Gesetz aufzunehmen. 

§ 1 erhält folgende Fassung: 

„Wohnraum unterliegt im Hinblick auf den 
gegenwärtigen Wohnungsmangel der öffent-
lichen Bewirtschaftung nach Maßgabe des Ge-
setzes. Die Wohnraumbewirtschaftung ist eine 
staatliche Aufgabe. Sie wird durch Wohnungs-
behörden ausgeübt." 

In § 2 Absatz (3) 

sind zwischen dem Worte „können" und dem 
Worte „durch" einzufügen die Worte: „vorbehalt-
lich entgegenstehender Landesgesetze". 

In § 4 Absatz (2) a 
sind nach den Worten „zulässigen Mietzinses" das 
Komma und die folgenden Worte „der Größe" 
zu streichen. 

In  § 4 Absatz (2) a 
sind zwischen dem Worte „Räume" und dem 
Worte „erübrigt" einzufügen die Worte „auch 
unter Berücksichtigung der Umsiedlung von 
Heimatvertriebenen". 

In § 5 

ist das Wort „Raumbewirtschaftung" zu ersetzen 
durch das Wort „Wohnraumbewirtschaftung". 

In § 5 Ziffer d 

ist zwischen dem Worte „Erhaltung" und den 
Worten „und Vermehrung" einzufügen das Wort 
„Verbesserung". 

In § 6 Absatz (1) 

ist das Wort „sollen" zu ersetzen durch das Wort 
„haben" und dementsprechend vor den Worten 
..führen" und „halten" einzufügen „zu".  

In § 6 Absatz (2) Ziffer b 
ist das Wort „behördliche" zu ersetzen durch das 
Wort „wohnungsbehördliche". 

In § 6 Absatz (2) Ziffer b 
ist als neuer Satz anzufügen: 

„Die Landesregierungen können durch Rechts-
verordnung die Besichtigungszeiten nach ört-
lichen Bedürfnissen verlängern". 

In § 9 Absatz (2) erhalten Satz 2 und 3 folgende 
Fassung: 

„Eine Wohnung gilt unbeschadet des § 17 
Absatz (2) Satz 2 als unterbelegt, wenn der 
Verfügungsberechtigte mehr Räume inne hat, 
als ihm nach seinen persönlichen, familiären 
und beruflichen Bedürfnissen unter Berück-
sichtigung der Wohndichte zugestanden wer-
den kann. Dabei ist die Wohndichte der Ge-
meinde maßgebend, soweit die Landesregie-
rungen nicht durch Rechtsverordnung bestim-
men, daß die Wohndichte eines größeren Be-
zirks oder des Landes maßgebend ist". 

Außerdem sind als Sätze 5 und 6 hinzuzufügen: 
„Gelten hiernach wahlweise verschiedene 
Räume als frei, so hat die Wohnungsbehörde 
dem Verfügungsberechtigten die zur Wahl 
stehenden Möglichkeiten der Raumabgabe zu 
bezeichnen. Entscheidet er sich nicht binnen 
angemessener Frist für eine derselben, so be-
stimmt die Behörde, welcher Raum als frei 
gilt". 

In § 9 Absatz (3) erhalten Satz 1 und 2 folgende 
Fassung: 

„Von mehreren Wohnungen gelten alle bis 
auf eine als frei, soweit nicht der Verfügungs-
berechtigte ein dringendes berechtigtes Inter-
esse hat, sie zu behalten; die Auswahl wird 
von der Wohnungsbehörde getroffen, wenn 
der Verfügungsberechtigte nicht binnen einer 
zu setzenden angemessenen Frist erklärt, 
welche Wohnung er behalten will. Dies gilt 
auch für steuerbegünstigte Wohnungen im 
Sinne des Ersten Wohnungsbaugesetzes, die 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bezugsfer-
tig geworden sind". 



In § 9 Absatz (4) 
sind anstelle der Worte „der Beschlagnahme" ein-
zusetzen die Worte: „einer von der Besatzungs-
macht veranlaßten Inanspruchnahme". 

In § 9 Absatz (4) 
sind die letzten Worte „und der Verfügungsbe-
rechtigte in den früheren Wohnraum zurückkehren 
kann" zu streichen. 

§ 10 erhält folgende Fassung: 
„(1) Bei der Zuteilung hat der Grund-

stückseigentümer oder ein ihm gleichstehender 
dinglich Berechtigter den Vorrang, wenn 
durch die Zuteilung an ihn anderer Wohn-
raum frei wird. Im übrigen sind die Woh-
nungsuchenden nach der Dringlichkeit ihrer 
Bewerbung und nach der zeitlichen Reihen-
folge der Vormerkungen zu berücksichtigen. 
Ferner richtet sich die Dringlichkeit einer Be-
werbung außer nach den persönlichen Ver-
hältnissen auch nach den volkswirtschaftlichen 
Bedürfnissen. Insbesondere sind Wohnung

-

suchende in der Nähe ihrer Arbeitsstelle oder 
an Orten unterzubringen, die ihnen Arbeits-
möglichkeiten bieten. 
(2) Personen, die auf Grund eines Ver-

waltungsaktes Wohnraum verloren haben, ist 
auf Antrag gleichwertiger Wohnraum zuzu-
teilen, wenn der belastende Verwaltungsakt 
unanfechtbar aufgehoben, der gegenwärtige 
Wohnraum dem verlorenen nicht gleich-
wertig und dieser anderweitig zugeteilt ist. 
Ferner ist das rechtsstaatliche Interesse an der 
Vollstreckung gerichtlicher Räumungstitel zu 
berücksichtigen". 

Der bisherige Absatz (2) des Regierungsentwurfs 
wird nunmehr Absatz (3) und bleibt sonst unver-
ändert. 

In § 11 Absatz (2) erhält der letzte Halbsatz fol-
gende Fassung: 

„.... ,die für den Betriebsinhaber, Betriebs-
leiter oder für Land- und forstwirtschaftliche 
Betriebsangehörige bestimmt sind." 

§ 11 Absatz (3) erhält folgende Fassung: 
„Auf Wohnraum, der vor dem 1. Januar 1950 
bezugsfähig geworden ist und erst nach dem 
15. März 1946 für besondere Zwecke be-
stimmt worden ist, sind die Absätze (1) und 
(2) nur anzuwenden, wenn der Wohnraum 
für den besonderen Zweck errichtet wurde 
oder wenn die Wohnungsbehörde die Zweck-
bestimmung anerkannt hat oder anerkennt.« 

In § 13 Absatz (1) erhält Satz 2 folgende Fassung: 
„Von der Einräumung eines Auswahlrechts 
ist abzusehen, wenn wegen besonderer Dring

-

lichkeit Wohnraum entsprechend den Grund

-

sätzen des § 10 einem bestimmten Wohnungs

-

suchenden zuzuteilen ist, oder wenn das Aus

-

wahlrecht für einen bestimmten Kreis von 
Wohnräumen oder Personen durch Rechtsver

-

ordnung der Landesregierung oder durch 
Ortssatzung der Gemeinde mit Zustimmung 
der Landesregierung ausgeschlossen worden 
ist." 

In § 13 Absatz (2) 
sind zwischen dem Worte „Zuweisung" und „be-
fristet" einzufügen die Worte „bedingt oder", so-
wie nach dem Worte „Rechtsverhältnisse" die 
Worte „mit Ablauf dieses Zeitraumes" zu ersetzen 
durch die Worte „mit dem Eintritt der Bedingung 
oder mit dem Ablauf der Frist". Der Rest des 
Absatzes von den Worten „in diesem Falle  ” 
bis einschließlich der Worte „ 	keine Anwen

-

dung." ist zu streichen. 

Dem § 13 Absatz (3) ist folgender Satz 2 anzu-
fügen: 

„Hierbei ist ein Muster der üblichen Miets-
bedingungen (§ 14 Absatz 1 S. 2) beizufügen 
oder auf eine amtliche Veröffentlichung dieses 
Musters Bezug zu nehmen." 

In § 14 Absatz (1) erhält der Beginn des Absatzes 
folgende Fassung: 

»Kommt ein der Zuweisung entsprechender 
Vertrag über den Wohnraum nicht frist

-

gemäß zustande " 

In § 14 Absatz (2) 
letzter Satz ist das Wort „Erlaß" zu ersetzen 
durch das Wort  »Zugang". 

17 erhält folgende Fassung: 
„(1) Wohnungen und freiwerdende Teile 

von Wohnungen dürfen, wenn sie nicht nach 
§§ 13, 14 zugeteilt werden, nur mit Geneh-
migung der Wohnungsbehörden für Dauer-
wohnzwecke in Benutzung genommen oder 
zur Benutzung überlassen werden. 
(2) Die Genehmigung zur Benutzung von 

freigewordenen Teilen einer Wohnung ist zu-
gunsten des Verfügungsberechtigten zu ertei-
len, soweit die Räume für ihn nicht über-
schüssig sind. Dabei bleiben Personen außer 
Betracht, die der Verfügungsberechtigte ohne 
Genehmigung der Wohnungsbehörde aufge-
nommen hat; dies gilt nicht für den Ehegat- 



ten, für Verwandte gerader Linie oder Arbeit-
nehmer, die üblicherweise zum Hausstand des 
Verfügungsberechtigten gehören. Zugunsten 
von Dritten ist die Genehmigung nach den 
Grundsätzen des § 10 zu erteilen. 
(3) Eine Genehmigung zur Mitbenutzung 

ist nicht erforderlich, es sei denn, daß eine 
Räumungsanordnung (§ 12) entgegensteht." 

Der bisherige Absatz (2) des Regierungsentwurfs 
wird nunmehr, in der Fassung unverändert, Ab-
satz (4). 
Der bisherige Absatz (3) des Regierungsentwurfs 
wird nunmehr, in der Fassung unverändert, Ab-
satz (5). 

In § 20 Absatz (4) 
ist das Wort „haben" zu ersetzen durch das Wort 
„können" und zwischen dem Worte „Wohnungs-
wechsel" und dem Worte „davon" einzufügen die 
Worte „aus Billigkeitsgründen". 

Nach § 20 soll als neuer § 21 folgende Fassung 
eingefügt werden: 

„§ 21 
Entfernung von Einrichtungsgegenständen 
(1) Sind dem Mieter eines Wohnraums 

Möbel oder andere Einrichtungsgegenstände 
von dem Vermieter mitvermietet worden und 
unterliegt das Mietverhältnis dem Mieter-
schutz, so können Vermieter und Mieter den 
Mietvertrag hinsichtlich aller oder einzelner 
mitvermieteter Gegenstände kündigen, wenn 
die Kündigung bei Abwägung der Verhältnisse 
des Mieters und des Vermieters dem anderen 
Teil zugemutet werden kann. 
(2) Die Kündigung ist nur für den Schluß 

eines Kalendermonats zulässig. Sie hat spä-
testens am 3. Werktag des Monats zu erfol-
gen." 

Die Bezifferung der folgenden Paragraphen ist un-
ter Berücksichtigung der Einfügung dieses neuen 
Paragraphen zu ändern. 

Vor § 21, nunmehr als § 22 zu bezeichnen, ist der 
Abschnitt V zu überschreiben wie folgt: 

„Maßnahmen zur Erhaltung, Verbesserung 
und Vermehrung von Wohnräumen". 

§ 22, nunmehr als § 23 zu bezeichnen, erhält fol-
gende Fassung: 

„(1) Grundstückseigentümer oder ihnen 
gleichstehende dinglich Berechtigte haben auf 
Verlangen der Wohnungsbehörden Instand-
setzungen, Teilungen und Umbauten von 
Wohnungen auszuführen und Versorgungs-
anlagen einzurichten, wenn der Bauaufwand  

hierfür wirtschaftlich zumutbar ist oder durch 
Finanzierungsmaßnahmen der öffentlichen 
Hand oder Dritter zumutbar wird und wenn 
die Kapital- und Bewirtschaftungskosten aus 
den Erträgen gedeckt werden können. 

(2) Grundstückseigentümer oder ihnen 
gleichstehende dinglich Berechtigte haben auf 
Verlangen der Wohnungsbehörden die bau

-

lichen Maßnahmen durchzuführen, durch die 
Wohnungen und einzelne Wohnräume im 
Sinne der §§ 16, 28 des Ersten Wohnungs-
baugesetzes durch Ausbau von Dachgeschos-
sen geschaffen werden, wenn der Bauaufwand 
hierfür durch Bereitstellung öffentlicher Mit-
tel im Sinne des § 3 Absatz (1) des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes zumutbar wird und 
wenn die Kapital- und Bewirtschaftungs-
kosten aus den Erträgen gedeckt werden kön-
nen. 
(3) Kommt der Verpflichtete dem Ver-

langen nicht nach, so können die Wohnungs-
behörden die Arbeiten ausführen oder aus-
führen lassen. Der Verpflichtete hat der 
Wohnungsbehörde die aufgewandten Kosten 
in wiederkehrenden Leistungen zu ersetzen, 
soweit die Erträge nach Abzug der Kapital-
und Bewirtschaftungskosten hierfür aus-
reichen." 

Der VI. Abschnitt erhält die Überschrift: 
„Verwaltungszwang, Verhältnis der Woh-
nungsbehörden zu den ordentlichen Gerichten 
und Strafvorschriften". 

Zu § 26 wird folgendes erklärt: 
§ 26 der Regierungserklärung bedarf der Er-
gänzung. Die in dieser Bestimmung getrof-
fene Regelung des Verhältnisses zwischen 
Wohnungsbehörden und Gerichten ist unzu-
reichend. Die Fragen, die sich aus dem Neben-
einander von Verwaltung und Justiz auf dem 
Gebiete der Wohnungswirtschaft ergeben, 
bedürfen einer alsbaldigen und umfassenden 
Lösung; sie sollten nicht bis zu einer .nde-
rung des Mieterschutzgesetzes vertagt werden. 
Durch diese Lösung muß es vermieden wer-
den, daß über den gleichen Sachverhalt Woh-
nungsbehörden und Gerichte voneinander 
abweichende Entscheidungen fällen. 

Außerdem wird zu prüfen sein, ob und in 
welcher Form derjenige Vermieter, der we-
gen Zahlungsverzug des Mieters einen Räu-
mungstitel erwirkt hat, zu entschädigen ist, 
wenn er diesen mangels Zuweisung ausrei-
chenden . Ersatzraumes durch die Wohnungs-
behörde nicht vollstrecken kann. 



Anlage 3 

Stellungnahme 
der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 

zum Entwurf eines Wohnraummangelgesetzes 

I. 

Den Empfehlungen des Bundesrates zur Präambel 
des Gesetzentwurfs, zu § 4 Absatz 2, § 5, § 6 
Absatz 1, § 11 Absätze 2 und 3 und § 14 Ab-
sätze 1 und 2 der Regierungsvorlage wird zuge-
stimmt. 

II. 

Im übrigen ist zu den Vorschlägen des Bundes-
rates folgendes zu bemerken: 

Zu § 1 
Die vorgeschlagene Fassung des § 1, die eine sach-
liche Änderung nicht enthält, kann angenommen 
werden. Es empfiehlt sich jedoch, die Einschrän-
kung des Grundrechts der Unverletzlichkeit der 
Wohnung gemäß der Anregung des Bundesrates 
zur Präambel in § 1 einzubauen, so daß folgende 
Fassung des § 1 vorgeschlagen wird: 

„§ 1 
Wohnraumbewirtschaftung und Wohnungs

-

behörden 
(1) Wohnraum unterliegt im Hinblick auf 

den gegenwärtigen Wohnungsmangel der öf-
fentlichen Bewirtschaftung nach Maßgabe die-
ses Gesetzes. Das Grundrecht der Unverletz

-

lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund-
gesetzes) wird insoweit vorübergehend ein-
geschränkt. 

(3) Die Wohnraumbewirtschaftung ist eine 
staatliche Aufgabe. Sie wird durch Wohnungs-
behörden ausgeübt." 

Zu § 2 Absatz 3 
Der Anregung des Bundesrates kann grundsätzlich 
Rechnung getragen werden. Entsprechend den Be-
stimmungen des § 2 Absatz 4 des Regierungsent-
wurfs, in dem zur Klarstellung von „bestehenden 
und künftigen landesrechtlichen Vorschriften" die 
Rede ist, empfiehlt es sich jedoch, diese Fassung 
zu übernehmen. 
Weiter empfiehlt sich, die Tendenz zu berück

-

sichtigen, die in der Anregung des Bundesrates liegt 

und den Ausnahme-Charakter der Vorschrift des 
§ 2 Absatz 3 gegenüber dem Absatz 1 betont. 
Demnach wird folgende Einschaltung vorgeschla-
gen: „vorbehaltlich bestehender und künftiger ent-
gegenstehender Landesgesetze ausnahmsweise". 

Zu § 5 

Der Änderungsvorschlag des Bundesrates im ersten 
Satz bedeutet nur die Richtigstellung eines Schreib-
fehlers; ihm wird daher zugestimmt. Dem Än-
derungsvorschlag zu § 5 Buchstabe d kann mit 
Rücksicht auf die Stellungnahme zu § 22 des Re-
gierungsentwurfs ebenfalls zugestimmt werden. 

Zu § 6 

Während der Änderung in Absatz 1 und 2 Buch-
stabe b zugestimmt werden kann, empfiehlt es 
sich, in dem zu § 6 Absatz 2 Buchstabe b vorge-
schlagenen neuen Satz, dem grundsätzlich zuge-
stimmt wird, das Wort „verlängern" durch „än-
dern" zu ersetzen. Dies entspricht der Sachlage 
besser und deckt auch die Anregung des Bundes-
rates. 

Zu § 9 Absatz 2 
Den Sätzen 2 und 3 des Absatzes 2 in der Fassung 
des Bundesrats-Vorschlages kann grundsätzlich zu-
gestimmt werden. Wegen der Neufassung von 
§ 26 Absatz 2 empfiehlt es sich jedoch, hinter 
„§ 17 Absatz 2 Satz 2" einzufügen „und des § 26 
Absatz 2 Satz 1". 

Die vorgeschlagenen neuen Sätze 5 und 6, denen 
grundsätzlich zugestimmt wird, dürften redak-
tionell besser wie folgt zu fassen sein: „Gehört 
zu einer Wohnung eine Mehrzahl von Räumen, 
und gelten nach den vorstehenden Vorschriften 
hiervon einer oder mehrere Räume als frei, so hat 
die Wohnungsbehörde dem Verfügungsberechtig-
ten die zur Wahl stehenden Möglichkeiten zu be-
zeichnen. Entscheidet er sich nicht binnen ange-
messener Frist für eine der Möglichkeiten, so be-
stimmt die Wohnungsbehörde, welche Räume als 
frei gelten." 



Zu § 9 Absatz 4 

Der Vorschlag des Bundesrates kann angenom-
men werden, jedoch muß auch noch „die Beschlag-
nahme" durch „die Inanspruchnahme" ersetzt 
werden. 

Zu § 10 
Der Vorschlag des Bundesrates zu § 10 Absatz 1 
kann der Sache nach angenommen werden. Satz 3 
muß jedoch redaktionell besser lauten: „Die Dring-
lichkeit einer Bewerbung richtet sich außer nach 
den persönlichen Verhältnissen des Wohnungs-
suchenden auch nach den volkswirtschaftlichen Be-
dürfnissen". Satz 2 des vorgeschlagenen Absatzes 2, 
der im übrigen zu streichen ist, muß entsprechend 
der Regierungsvorlage wieder letzter Satz des Ab-
satzes 1 werden. 
Gegen den neu vorgeschlagenen Absatz 2 Satz 1 
bestehen erhebliche Bedenken. Dem Vorschlag 
kann daher nicht beigetreten werden. Der Sinn 
dieses Vorschlages ist insofern nicht eindeutig er-
kennbar, als unklar bleibt, ob die Wiederherstel-
lung  der Rechtslage, die sich aus der Aufhebung 
des belastenden Verwaltungsaktes auf dem Wege 
des öffentlichen und privaten Rechts ergibt, aus-
geschlossen sein soll, oder ob der durch den Ver-
waltungsakt ursprünglich Betroffene nur daneben 
(,,auf Antrag") das Recht auf gleichwertigen an-
deren Wohnraum eingeräumt erhalten soll. Ist das 
letztere beabsichtigt, so dürfte es einer besonderen 
Regelung nicht bedürfen; eine solche dürfte viel-
mehr durch Vereinbarung mit den Wohnungs-
behörden ohnehin getroffen werden können 

unter bedingter Verzichtleistung auf 
die frühere Wohnung. Soll die voreschlagene Re-
gelung aber bezwecken, die Wiederherstellung des 
früheren Rechtszustandes trotz der Aufhebung 
des belastenden Verwaltungsaktes auszuschließen, 
weil ein Dritter inzwischen Rechte an dem Wohn-
raum erlangt hat, so müßte dies ausdrücklich ge-
sagt werden. Eine solche Regelung erscheint jedoch 
mit dem Sinn des Rechtsmittelverfahrens wie mit 
dem Grundsatz des Rechtsstaats kaum vereinbar, 
widerspricht auch der überwiegenden Recht-
sprechung; ein Bedürfnis zu einer solchen hiervon 
abweichenden Regelung muß mindestens im Be-
reich des Wohnraummangelgesetzes verneint wer-
den. 
Vor Inkrafttreten des in Aussicht genommenen 
Wohnraummangelgesetzes, namentlich in der er-
sten Zeit nach Inkrafttreten des Kontrollrats-
gesetzes Nr. 18, haben Verwaltungsakte der Woh-
nungsbehörden, die unberechtigt zum Verlust von 
Wohnraum führten, noch eine größere Rolle gespielt. 
Für diese Vorgänge mag im Interesse der Rechts-
sicherheit des Dritten eine andere Beurteilung eher 

angebracht sein. Auch insoweit ist aber das Bedürf-
nis nach einer bundesgesetzlichen Regelung zu ver-
neinen, nachdem in den Ländern der amerikani-
schen Besatzungszone eine Regelung bezüglich des 
sogenannten „politischen Wohnraums" erfolgt ist. 
Auch soweit es sich um anderen Wohnraum han-
delt, muß entscheidend sein, daß die Recht-
sprechung ganz überwiegend einen gegenteiligen 
Standpunkt vertreten hat und ein Bedürfnis zu 
einer abweichenden gesetzlichen Regelung im ge-
genwärtigen Zeitpunkt nicht anerkannt werden 
kann. 
Der bisherige Absatz 2 des Regierungsentwurfs 
muß demnach Absatz 2 bleiben. 

Zu § 13 
Dem Grundgedanken des Änderungsvorschlags 
des Bundesrates zu Absatz 1, die Möglichkeit eines 
Ausschlusses des Auswahlrechts durch Rechtsver-
ordnungen der Landesregierungen zuzulassen, wird 
zugestimmt. Es erscheint jedoch mit dem Grund-
gesetz unvereinbar, eine solche Regelung bundes-
rechtlich durch Ortssatzung den Gemeinden zu 
überlassen. Durch Ortssatzung können nur ge-
meindeeigene Angelegenheiten geregelt werden, 
während es sich bei der Wohnraumbewirtschaf-
tung um eine Auftragsangelegenheit handelt (vergl. 
§ 1). Die Übertragung der Befugnis an die Ge-
meinden, auch staatliche Aufgaben durch Orts-
satzung zu regeln, würde sich als eine Änderung 
der Gemeindeordnungen darstellen. Die diesbezüg-
liche Gesetzgebungskempetenz steht nach dem 
Grundgesetz aber lediglich den Ländern, nicht 
dem Bunde zu. Das gilt auch, soweit es sich um 
die Genehmigung zum Erlaß der Ortssatzungen 
durch die Länderregierungen handelt. 
Auch sachlich bestehen gegen die Regelung Beden-
ken, da sie zu einer weitgehenden Zersplitterung 
führen könnte. 
Weiter erscheint es geboten, die Ermächtigung der 
Landesregierungen zum Ausschluß des Auswahl-
rechts noch stärker zu konkretisieren und auf den 
Fall zu beschränken, daß es zur Beseitigung von 
besonderen Notständen erforderlich ist. 
Es ist zweckmäßig, den Ausschluß des Auswahl-
rechts und die besondere Ermächtigung der Län-
derregierungen hierzu als Ausnahmevorschrift in 
einen besonderen Absatz an den Schluß zu stellen. 
Weiter bestehen Bedenken, die in Absatz 3 neu 
vorgeschlagene Bestimmung als Muß-Vorschrift zu 
übernehmen, aus folgenden Gründen: 
Eine Mietverfügung („Zwangsmietvertrag") wird 
in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle deshalb 
erforderlich, weil der zugewiesene Mieter abge-
lehnt wird, nicht jedoch, weil eine Einigung über 
die Mietbedingungen nicht zu erzielen ist. Unter 



diesen Umständen erscheint es ohnehin schon frag-
lich, ob es der im Interesse der Rechtssicherheit 
vom Bundesrat vorgeschlagenen Regelung über-
haupt bedarf und ob es nicht zweckmäßiger ist, 
die Angelegenheit in Form von Verwaltungsan-
weisungen der Länder zu regeln, namentlich auch 
im Hinblick auf die Vielgestaltigkeit der Ver-
hältnisse und die Verschiedenartigkeit der in Frage 
kommenden Muster. Auf jeden Fall erscheint es 
aber nicht richtig, insoweit eine Muß-Vorschrift 
vorzusehen, d3 ein Verstoß hiergegen die Zuwei-
sung rechtsunwirksam oder mindestens anfechtbar 
machen würde. Eine Soll-Vorschrift wird den Ver-
hältnissen daher mehr gerecht. 
Unter Berücksichtigung der Anregung des Bundes-
rates und dieser Stellungnahme wird vorgeschlagen, 
dem § 13 folgende Fassung zu geben: 

,,§ 13 
Zuweisung von Wohnungsuchenden 

(1) Die Wohnungsbehörden können ver-
langen, daß der Verfügungsberechtigte mit 
einem von mehreren zur Auswahl benannten 
Wohnungsuchenden binnen einer angemesse-
nen Frist ein Rechtsverhältnis vereinbart, das 
den Wohnungsuchenden zur Benutzung des 
Wohnraums und zur Benutzung oder Mit-
benutzung von Nebenräumen, Flächen und 
Anlagen berechtigt (Zuweisung). Die Woh-
nungsbehörden dürfen Wohnungsuchende nur 
zuweisen, wenn sie nach vorangegangener 
Prüfung annehmen können, daß diese in der 
Lage und bereit sind, die vertraglichen Ver-
pflichtungen zu erfüllen, insbesondere den 
preisrechtlich zulässigen Mietzins zu zahlen, 
oder daß die Zahlung des Mietzinses in son-
stiger Weise gewährleistet ist. 

(2) Die Zuweisung kann aus besonderen 
Gründen bedingt oder befristet erfolgen. Ist 
die Zuweisung bedingt oder befristet, so er-
lischt das auf Grund der Zuweisung abge-
schlossene oder verfügte Rechtsverhältnis mit 
dem Eintritt der Bedingung oder mit Ablauf 
der Frist. 
(3) Die Zuweisung soll bei Wohnraum, der 

üblicherweise von dem Grundstückseigen-
tümer oder dem ihm gleichstehenden dinglich 
Berechtigten vermietet wird, an diesen, im 
übrigen an den sonstigen Verfügungsberech-
tigten (Hauptmieter) gerichtet werden. Hier-
bei soll ein Muster der üblichen Mietbedin-
gungen (§ 14 Absatz 1 Satz 2) beigefügt oder 
auf eine amtliche Veröffentlichung dieses 
Musters Bezug genommen werden. 

(4) Die Zuweisung soll binnen zwei Wo-
chen nach der Anzeige vom Freiwerden des 

Wohnraums oder nach der Räumungsanord-
nung erfolgen. 

(5) Ein Auswahlrecht des Verfügungsbe-
rechtigten besteht nicht, wenn wegen beson-
derer Dringlichkeit Wohnraum entsprechend 
den Richtlinien des § 10 einem bestimmten 
Wohnungsuchenden zuzuteilen ist. Im übri-
gen können die Landesregierungen durch 
Rechtsverordnung das Auswahlrecht für be-
stimmte Arten von Wohnungen oder zu 
Gunsten eines bestimmten Kreises von Woh-
nungsuchenden ausschließen, soweit das zur 
Beseitigung von besonderen Notständen er-
forderlich ist." 

Zu §  17  
Dem Grundgedanken der Änderungsvorschläge 
des Bundesrates kann zugestimmt werden. Es emp-
fiehlt sich jedoch, die Grundsätze über die Ertei-
lung der Benutzungsgenehmigung als allgemeinen 
Rechtsgrundsatz aus dem Sondertatbestand des 
Absatzes 2 in Absatz 1 zu übernehmen. Im übri-
gen müßten auch Verschwägerte gerader Linie 
(Schwiegereltern, Schwiegerkinder nebst ihren Ab-
kömmlingen) bei der Frage der Unterbelegung 
von Wohnraum oder Überschüssigkeit von Räu-
men den heutigen Wohnverhältnissen entspre-
chend mitberücksichtigt werden. Für § 17 wird als-
dann folgende Fassung vorgeschlagen: 

„§ 17 
Benutzungsgenehmigung 

(1) Wohnungen und freiwerdende Teile 
von Wohnungen dürfen, wenn sie nicht nach 
§§ 13, 14 zugeteilt werden, nur mit Geneh-
migung der Wohnungsbehörden für Dauer-
wohnzwecke in Benutzung genommen oder 
zur Benutzung überlassen werden. Die Ge-
nehmigung ist nach Maßgabe der §§ 10, 11 zu 
erteilen. Eine Genehmigung zur Mitbe-
nutzung ist nicht erforderlich, es sei denn, 
daß eine Räumungsanordnung (§ 12) entge-
gensteht. 

(2) Die Genehmigung zur Benutzung von 
freigewordenen Teilen einer Wohnung ist zu 
Gunsten des Verfügungsberechtigten zu ertei-
len, soweit die Räume für ihn nicht über-
schüssig sind. Dabei bleiben Personen außer 
Betracht, die der Verfügungsberechtigte ohne 
Genehmigung der Wohnungsbehörde aufge-
nommen hat; dies gilt nicht für den Ehegat-

ten, für Verwandte und Verschwägerte ge-
rader Linie und Arbeitnehmer, die üblicher-
weise zum Hausstand des Verfügungsberech-
tigten gehören. 

(3) Wollen Benutzungsberechtigte ihre 
Wohnungen innerhalb des Bundesgebietes 
tauschen, so  darf die Genehmigung nur aus 



wichtigen wohnungswirtschaftlichen Gründen 
versagt werden. 
(4) Verträge, die Untermietern oder ande-

ren Wohnungsbenutzern die Rechtsstellung 
eines Hauptmieters einräumen, bedürfen der 
Genehmigung der Wohnungsbehörden." 

Zu § 20 Absatz 4 
Bei dem starken Eingriff in das Wohnungsrecht, 
den § 20 enthält, muß die Erstattung der Umzugs-
kosten obligatorisch sein. Dem von der Re-
gierungsvorlage abweichenden Bundesratsvorschlag 
kann daher nicht zugestimmt werden. 

Zu § 21 der Stellungnahme des Bundesrates 
Der nach § 20 der Regierungsvorlage vom Bundes-
rat vorgeschlagene neue § 21 soll im wesentlichen 
inhaltsgleich in den neuen § 27 übernommen wer-
den, da er mit den sonstigen Änderungen des 
Mieterschutzgesetzes in diesem Zusammenhang 
gehört. 

Zum V. Abschnitt 
Die Überschrift muß entsprechend der Termino-
logie des Wohnraummangelgesetzes heißen: „Maß-
nahmen zur Erhaltung, Verbesserung und Ver-
mehrung von Wohnraum." 

Zu § 22 der Regierungsvorlage (§ 23 der Bundes-
ratsvorschläge) 
Der Anregung des Bundesrats, die Befugnisse der 
Wohnungsbehörden zur Anordnung baulicher 
Maßnahmen über die Regierungsvorlage hinaus 
auch auf Wohnungsteilungen und Umbauten zu 
erstrecken, kann nicht stattgegeben werden, da es 
sich hierbei um zu starke Eingriffe in das Eigen-
tumsrecht handelt. Dagegen kann dem Vorschlage 
des Bundesrats entsprechend die Pflicht zur Schaf-
fung von notwendigen Versorgungsanlagen vor-
gesehen werden, wenn die Voraussetzungen hierfür 
nach rechtsstaatlichen Gesichtspunkten einge-
schränkt werden. Bei den Voraussetzungen für die 
Zulässigkeit der vorgesehenen baulichen Maßnah-
men und die eventuelle Kostenerstattung der 
Grundstückseigentümer müssen daher die Tatbe-
stände noch starker differenziert werden, als es in 
den Vorschlägen des Bundesrats geschehen ist. 
Dem Vorschlag des Bundesrats kann mit der Maß-
gabe zugestimmt werden, daß § 22 nunmehr fol-
gende Fassung erhält: 

„§ 22 
Anordnung baulicher Maßnahmen 

(1) Grundstückseigentümer oder ihnen 
gleichstehende dinglich Berechtigte haben auf 
Verlangen der Wohnungsbehörden zur Er-
haltung von Wohnraum Instandsetzungen 
auszuführen, soweit der Kostenaufwand im 

Rahmen einer ordnungsmäßigen Bewirtschaf-
tung im Hinblick auf die Erträge des Gebäu-
des zumutbar ist oder durch Finanzierungs-
maßnahmen der öffentlichen Hand oder Drit-
ter zumutbar wird. 
(2) Ist Wohnraum so mangelhaft mit Ver-

sorgungsanlagen ausgestattet, daß seine Be-
wohnbarkeit dadurch erheblich beeinträchtigt 
wird, so haben Grundstückseigentümer oder 
ihnen gleichstehende dinglich Berechtigte auf 
Verlangen der Wohnungsbehörden die erfor-
derlichen Versorgungsanlagen zu schaffen, 
wenn der Kostenaufwand hierfür wirtschaft-
lich vertretbar und den Verpflichteten wirt-
schaftlich zumutbar ist oder durch Finan-
zierungsmaßnahmen der öffentlichen Hand 
oder Dritter zumutbar wird, und wenn 
die laufenden Aufwendungen für die Ver-
besserung des Wohnraums aus einem Mehr-
ertrag des Wohnraums gedeckt werden 
können. 

(3) Grundstückseigentümer oder ihnen 
gleichstehende dinglich Berechtigte haben auf 
Verlangen der Wohnungsbehörden die bau-
lichen Maßnahmen durchzuführen, durch die 
Wohnungen und einzelne Wohnräume im 
Sinne der §§ 16, 28 des Ersten Wohnungsbau-
gesetzes durch Ausbau von Dachgeschossen ge-
schaffen werden, wenn der Kostenaufwand 
hierfür durch Bereitstellung öffentlicher Mit-
tel im Sinne des § 3 Absatz 1 des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes zumutbar wird, und 
wenn die neu entstehenden Kapital- und Be-
wirtschaftungskosten aus den Erträgen des neu 
geschaffenen Wohnraums gedeckt werden 
können. 

(4) Die Wohnungsbehörden haben in einer 
auf Grund der Absätze 1 bis 3 ergehenden 
Verfügung dem Verpflichteten eine ange-
messene Frist zur Ausführung der verlangten 
baulichen Maßnahmen zu setzen. Ist die Ver-
fügung unanfechtbar geworden, und ist der 
Verpflichtete dem Verlangen innerhalb der 
Frist nicht nachgekommen, oder hat er sich 
vor Ablauf der Frist geweigert, die baulichen 
Maßnahmen auszuführen, so können die 
Wohnungsbehörden die Arbeiten ausführen 
oder ausführen lassen. Neu geschaffene Dach-
geschoßwohnungen gelten in diesem Falle als 
mit öffentlichen Mitteln im Sinne des § 3 
Absatz 1 des Ersten Wohnungsbaugesetzes 
gefördert. 

(5) Der Verpflichtete hat der Wohnungs-
behörde die aufgewandten Kosten in wieder-
kehrenden Leistungen zu erstatten. Die wie-
derkehrenden Leistungen sind von dem Ver-
pflichteten zu entrichten: 



a) im Falle der Instandsetzung (Absatz 1) in 
Höhe der Beträge, die ihm im Hinblick 
auf die Erträge des Gebäudes zugemutet 
werden können, 

b) im Falle der Ausstattung mit Versorgungs-
anlagen (Absatz 2) in Höhe der Beträge, 
die sich aus dem Mehrertrag nach Abzug 
der für den Verpflichteten neu entstehen-
den laufenden Aufwendungen für die Ver-
sorgungsanlagen ergeben, 

c) im Falle des Dachgeschoßbaues (Absatz 3) 
in Höhe der Beträge, die sich aus den Er

-

trägen für den neu geschaffenen Wohn-
raum nach Abzug der neu entstehenden Be-
wirtschaftungskosten ergeben. 
(6) Mit Verfügungen nach den Absätzen 

1 bis 3 kann die Zuweisung von Wohnung-
suchenden verbunden werden." 

Zu § 26 
Den Anregungen des Bundesrates zur Ergänzung 
des in § 26 der Regierungsvorlage behandelten 
Fragengebietes soll durch neue Absätze 2 bis 4 
zu § 26 sowie durch neue §§ 27 bis 29 Rechnung 
getragen werden, deren Inhalt sich in der Richtung 
bewegt, welche die Erörterungen in den Bundes-
ratsausschüssen eingeschlagen haben. 
Es wird vorgeschlagen, dem VI. Abschnitt nun-
mehr die Überschrift „Ergänzende Vorschriften" 
zu geben, nach dem bisherigen § 25, der bestehen 
bleibt, die folgenden §§ 26 bis 29 einzufügen und 
dem bisherigen § 27 die Bezeichnung § 30 zu geben: 

„§ 26 
Verhältnis der Wohnungsbehörden zu den 

ordentlichen Gerichten 
(1) Maßnahmen der Wohnungsbehörden, 

die dem Sinne eines rechtskräftigen oder vor-
läufig vollstreckbaren gerichtlichen  Urteils 
zuwiderlaufen, sind nicht zulässig. 

(2) Wird Wohnraum auf Grund eines 
Mietaufhebungsurteils nach § 4 a Absatz 2 
des Mieterschutzgesetzes frei, so ist er dem 
durch das Urteil begünstigten Verfügungs-
berechtigten zuzuteilen; die frei gewordenen 
Räume gelten zu Gunsten des Verfügungs-
berechtigten nicht als überschüssig. Würde 
der Verfügungsberechtigte durch die Zuteilung 
mehrere Wohnungen erhalten, so ist nach § 9 
Absatz 3 zu verfahren. 

(3) Absatz 2 gilt im Falle des § 23 d Ab-
satz 2 des Mieterschutzgesetzes entsprechend. 

(4) Wird Wohnraum gemäß. § 24 des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes frei, so findet 
Absatz 2 entsprechende Anwendung. Als 
Wohnraum, den der Verfügungsberechtigte 
gemäß § 24 des Ersten Wohnungsbaugesetzes 

zur anderweitigen Unterbringung seines 
Mieters hat schaffen lassen, gilt Wohnraum, 
zu dessen Finanzierung der Verfügungs-
berechtigte dem Bauherrn einen erheblichen 
Beitrag geleistet hat. 

§ 27 
Änderung des Mieterschutzgesetzes 

Das Mieterschutzgesetz wird wie folgt ge-
ändert: 
1. Nach § 4 wird folgende Vorschrift ein-

gefügt: 
„§4a 

(1) Ein Mietverhältnis über Räume, die 
der Wohnraumbewirtschaftung nach dem 
Wohnraummangelgesetz vom 	 
(Bundesgesetzbl. S. ...) unterliegen, kann 
wegen Eigenbedarfs (§ 4) nur aufgehoben 
werden, wenn die Wohnungsbehörde dem 
Vermieter bescheinigt hat, daß sie ihm 
die Räume im Falle ihres Freiwerdens zu-
teilen wird. 

(2) Einer Bescheinigung der Wohnungs-
behörde nach Absatz 1 bedarf es nicht, 
wenn der Vermieter für den Mieter als 
Ersatzwohnraum eine steuerbegünstigte 
oder frei finanzierte Wohnung im Sinne 
der §§ 23, 28 des Ersten Wohnungsbau-
gesetzes vom 24. April 1950 (Bundes-
gesetzbl. S. 83) schafft oder, sofern er 
nicht selbst der Bauherr ist, mit einem er-
heblichen Finanzierungsbeitrag schaffen 
läßt, und wenn der Abschluß des Miet-
vertrages über den Ersatzwohnraum dem 
Mieter, insbesondere unter Berücksich-
tigung seiner wirtschaftlichen Verhältnisse, 
nach dem Ermessen des Gerichts zu-
gemutet werden kann." 

2. In § 23 wird als Absatz 2 folgende Vor-
schrift eingefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt auch dann, wenn das 
Mietverhältnis gemäß einer Vereinbarung 
im Sinne des § 20 Absatz 2 des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes von dem Bestehen 
des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses un-
abhängig geworden ist." 
Der bisherige einzige Absatz wird Ab-
satz 1. 

3. Nach § 23 c wird folgende Vorschrift 
eingefügt: 

„§ 23 d 
(1) Verlangt ein Vermieter gemäß §§ 23 

bis 23 b die Aufhebung eines Mietverhält-
nisses über Räume, die der Wohnraum-
bewirtschaftung nach dem Wohnraum-
mangelgesetz unterliegen, um sie einem 
Betriebsangehörigen zu überlassen, so kann 



das Mietverhältnis nur aufgehoben wer-
den, wenn die Wohnungsbehörde dem 
Vermieter bescheinigt hat, daß sie die 
Räume im Falle ihres Freiwerdens nach 
dem Vorschlag des Vermieters einem Be-
triebsangehörigen zuteilen wird. 
(2) Einer Bescheinigung der Wohnungs-

behörde nach Absatz 1 bedarf es unter 
den in § 4 a Absatz 2 bezeichneten Vor-
aussetzungen nicht." 

4. Nach § 24 wird folgende Vorschrift ein-
gefügt: 

,,§ 24 a 
(1) Sind dem Mieter eines Wohnraums 

Möbel oder andere Einrichtungsgegen-
stände von dem Vermieter mitvermietet 
worden und sind die Vorschriften des er-
sten Abschnitts anzuwenden, so können 
Vermieter und Mieter den Mietvertrag 
hinsichtlich aller oder einzelner mitver-
mieteter Gegenstände kündigen, wenn die 
Kündigung bei Abwägung der Verhältnisse 
des Mieters und des Vermieters dem an-
deren Teil zugemutet werden kann. 

(2) Die Kündigung ist nur für den 
Schluß eines Kalendermonats zulässig. Sie 
hat spätestens am dritten Werktag des 
Monats zu erfolgen. 

(3) Von dem Zeitpunkt an, in dem die 
Kündigung wirksam wird, ermäßigt sich 
die Miete in angemessenem Verhältnis. Die 
preisrechtlichen Vorschriften bleiben un-
berührt. 

(4) Bei einem Rechtsstreit, der die Zu-
rücknahme oder Herausgabe von Möbeln 
oder Einrichtungsgegenständen betrifft, 
finden die §§ 7, 12, § 13 Absatz 4 und 
§ 15 entsprechende Anwendung." 

§ 28 
Vollstreckungsschutz bei Räumungstiteln 
(1) Die Zwangsvollstreckung aus Urteilen 

und anderen Vollstreckungstiteln, die auf Räu-
mung von Wohnraum lauten, ist gemäß Ar-
tikel 6 der Schutzverordnung in der Fassung 
vom 4. Dezember 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 666) einzustellen: 
1. in den Fällen, in denen ein Mietverhält-

nis wegen Eigen- oder Betriebsbedarfs 
(§§ 4, 20 bis 23 b des Mieterschutzgesetzes) 
aufgehoben ist, wenn nicht eine ander-
weitige, nach dem Ermessen des Voll-
streckungsgerichts angemessene Unter-
bringung des Vollstreckungsschuldners 
und der zu seinem Hausstand gehörigen 
Personen sichergestellt ist, 

2. in allen anderen Fällen, wenn nicht eine 
anderweitige, nach dem Ermessen des Voll-
streckungsgerichts ausreichende Unterbrin-
gung des Vollstreckungsschuldners und 
der zu seinem Hausstand gehörigen Per-
sonen sichergestellt ist. 
(2) In den in Absatz 1 Nr. 2 bezeichneten 

Fällen kann das Vollstreckungsgericht die 
Vollstreckung auch nur bezüglich eines Teils 
des bisherigen Wohnraums einstellen oder 
von einer Einstellung ganz absehen, wenn 
diese nach seinem Ermessen für den Voll-
streckungsgläubiger eine unzumutbare Härte 
darstellen würde. 

§ 29 
Haftung für Ausfall von Mietzinsen 

(1) Ist ein Mietverhältnis wegen Zahlungs-
verzugs (§ 3 des Mieterschutzgesetzes) aufge-
hoben oder hat der Vermieter wegen Zah-
lungsverzugs des Mieters gekündigt, so hat 
die Wohnungsbehörde binnen 21 Tagen, 
nachdem der Vermieter die vollstreckbare 
Ausfertigung des rechtskräftigen Urteils vor-
gelegt hat, dem Mieter ausreichenden Ersatz-
raum zuzuteilen oder dem Vermieter den Be-
scheid zu erteilen, daß Ersatzraum nicht ver-
fügbar ist. 

(2) Stellt das Gericht die Zwangsvoll-
streckung ein, weil Ersatzraum nicht zugeteilt 
oder der zugeteilte Ersatzraum nach dem Er-
messen des Gerichts nicht ausreichend ist, so 
haftet die Körperschaft, der die Wohnungs-
behörde zugehört, dem Vermieter wie ein 
Bürge für den Ausfall von Mietzinsen, der 
während der Einstellung der Zwangsvoll-
streckung nach dem Ablauf der in Absatz 1 
bezeichneten Frist entsteht. Ansprüche, die 
auf anderen Rechtsgründen beruhen, bleiben 
unberührt. 

(3) Gegen den Einstellungsbeschluß nach 
Absatz 2 Satz 1 steht auch der Wohnungs-
behörde das Rechtsmittel der sofortigen Be-
schwerde zu." 

III. 
Infolge der in der Zwischenzeit getroffenen Revi-
sion des Besatzungsstatuts ist es erforderlich, § 28 
der Regierungsvorlage zu ändern. Die Aufhebung 
von Besatzungsrecht, hier des Kontrollratsgesetzes 
Nr. 18 (Wohnungsgesetz), ist mit Ermächtigung 
der Hohen Alliierten Kommission nunmehr durch 
ein deutsches Gesetz zulässig. Der bisherige § 28 
der Regierungsvorlage, der jetzt § 31 werden 
müßte, wäre in Absatz 1 durch folgenden Satz 
zu Ergänzen: „Mit dem Inkrafttreten dieses Ge-
setzes tritt für den Geltungsbereich des Grund-
gesetzes das Kontrollratsgesetz Nr. 18 (Wohnungs-
gesetz) vom 8. März 1946 außer Kraft." 


